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Art. 9	 Kirchliche Arbeits- und  
	 Vergütungsordnung (KAVO)  
	 – Beschluss der Regional-KODA  
	N ordrhein-Westfalen vom 7. Dezember 2016 
	 zur Änderung der KAVO

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Ar-
beitsvertragsrechts für die (Erz-) Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer 
Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 
7. Dezember 2016 beschlossen:

I)	 Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung 
(KAVO) für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, 
Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) 
und Paderborn vom 15.12.1971 (Kirchliches 
Amtsblatt Münster, Art. 305), zuletzt geändert 
am 13.10.2016 (Kirchliches Amtsblatt 2016, 
Art. 221), wird wie folgt geändert:

1.	 In § 1 wird der Absatz 2 unter Aufrechter-
haltung der Nummerierung gestrichen.

2.	 § 4 wird wie folgt gefasst:
	 „§ 4 Probezeit
	 Die ersten sechs Monate der Beschäftigung 

gelten als Probezeit, soweit nicht eine kür-
zere Zeit vereinbart ist. Bei Übernahme 
von Auszubildenden im unmittelbaren An-
schluss an das Ausbildungsverhältnis in ein 
Arbeitsverhältnis entfällt die Probezeit.“

3.	 An § 22 wird ein neuer § 22a folgenden 
Wortlauts angefügt:

	 „§ 22a Führung auf Probe
(1)	 Führungspositionen können als be-

fristetes Arbeitsverhältnis bis zur Ge-
samtdauer von zwei Jahren vereinbart 
werden. Innerhalb dieser Gesamtdauer 
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ist eine höchstens zweimalige Verlänge-
rung des Arbeitsvertrages zulässig. Die 
beiderseitigen Kündigungsrechte blei-
ben unberührt.

(2)	 Führungspositionen sind die ab Entgelt-
gruppe 10 zugewiesenen Tätigkeiten 
mit Weisungsbefugnis, die vor Übertra-
gung vom Dienstgeber ausdrücklich als 
Führungspositionen auf Probe bezeich-
net worden sind.

(3)	 Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit 
demselben Dienstgeber, kann dem Mit-
arbeiter vorübergehend eine Führungs-
position bis zu der in Absatz 1 genann-
ten Gesamtdauer übertragen werden. 
Dem Mitarbeiter wird für die Dauer der 
Übertragung eine Zulage in Höhe des 
Unterschiedsbetrags zwischen dem Ta-
bellenentgelt (§ 23) nach der bisherigen 
Entgeltgruppe und dem sich bei Höher-
gruppierung nach § 25 Abs. 4 Satz 1 bis 
4 ergebenden Tabellenentgelt gewährt. 
Nach Fristablauf endet die Erprobung. 
Bei Bewährung wird die Führungsfunk-
tion auf Dauer übertragen; ansonsten 
erhält der Mitarbeiter eine der bishe-
rigen Eingruppierung entsprechende 
Tätigkeit.“

4.	 An den neuen § 22a wird ein neuer § 22b 
folgenden Wortlauts angefügt:

	 „§ 22b  Führung auf Zeit
(1) 	Führungspositionen können als befri-

stetes Arbeitsverhältnis bis zur Dauer 
von vier Jahren vereinbart werden. Fol-
gende Verlängerungen des Arbeitsver-
trages sind zulässig:

a)	 in den Entgeltgruppen 10 bis 12 
eine höchstens zweimalige Verlän-
gerung bis zu einer Gesamtdauer 
von acht Jahren,

b)	 ab Entgeltgruppe 13 eine höchstens 
dreimalige Verlängerung bis zu 
einer Gesamtdauer von zwölf Jah-
ren.

	 Zeiten in einer Führungsposition nach 
Buchstabe a bei demselben Dienstge-
ber können auf die Gesamtdauer nach 
Buchstabe b zur Hälfte angerechnet 
werden. Die allgemeinen Vorschriften 
über die Probezeit (§ 4) und die beider-
seitigen Kündigungsrechte bleiben un-
berührt.

(2)	 Führungspositionen sind die ab Entgelt-
gruppe 10 zugewiesenen Tätigkeiten 
mit Weisungsbefugnis, die vor Übertra-
gung vom Dienstgeber ausdrücklich als 
Führungspositionen auf Zeit bezeichnet 
worden sind.

(3)	 Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis 
mit demselben Dienstgeber, kann dem 
Mitarbeiter vorübergehend eine Füh-
rungsposition bis zu den in Absatz 1 
genannten Fristen übertragen werden. 
Dem Mitarbeiter wird für die Dauer 
der Übertragung eine Zulage gewährt 
in Höhe des Unterschiedsbetrags zwi-
schen dem Tabellenentgelt (§ 23) nach 
der bisherigen Entgeltgruppe und dem 
sich bei Höhergruppierung nach § 25 
Absatz 4 Satz 1 bis 4 ergebenden Tabel-
lenentgelt, zuzüglich eines Zuschlags 
von 75 v.  H. des Unterschiedsbetrags 
zwischen dem Tabellenentgelt der Ent-
geltgruppe, die der übertragenen Funk-
tion entspricht, zur nächsthöheren Ent-
geltgruppe nach § 25 Abs. 2 Satz 1 bis 
4. Nach Fristablauf erhält der Mitarbei-
ter eine der bisherigen Entgeltgruppe 
entsprechende Tätigkeit; der Zuschlag 
entfällt.“

5.	 § 25 Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	 „Beträgt der Unterschiedsbetrag zwischen 

dem derzeitigen Tabellenentgelt und dem 
Tabellenentgelt nach Satz 1

-	 in den Entgeltgruppen 1 bis 8

-	 vom 1. März 2016 bis 31. Januar 2017 
weniger als 57,63 Euro,

-	 ab 1. Februar 2017 weniger als 58,98 
Euro,

-	 in den Entgeltgruppen 9 bis 15

-	 vom 1. März 2016 bis 31. Januar 2017 
weniger als 92,22 Euro,

-	 ab 1. Februar 2017 weniger als 94,39 
Euro,

	 so erhält der Mitarbeiter während der be-
treffenden Stufenlaufzeit anstelle des Un-
terschiedsbetrages den vorgenannten je-
weils zustehenden Garantiebetrag.“

6.	 § 29 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 2 wir das Wort „vor-

letzten“ durch das Wort „letzten“ er-
setzt.
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b)	 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

	 „Fällt der Zahltag auf einen Samstag, einen 
Wochenfeiertag oder den 31. Dezember, 
gilt der vorhergehende Werktag, fällt er auf 
einen Sonntag, gilt der zweite vorherge-
hende Werktag als Zahltag.“

7.	 In § 32 Absatz 2 Buchstabe c) wird jeweils 
die Angabe „§ 46“ ersetzt durch die Angabe 
„§ 48 Abs. 1 Buchst. b)“.

8.	 § 33 erhält einen Satz 2 folgenden Wort-
lauts:

	 „Für Mitarbeiter, die im Sinne des § 8 SGB 
IV geringfügig beschäftigt sind, gilt Satz 1 
mit der Maßgabe, dass nur § 5 Anlage 10 
Anwendung findet.“

9.	 An § 35 Absatz 5 wird ein neuer Absatz 6 
folgenden Wortlauts angefügt:

	 „Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für gering-
fügig Beschäftigte im Sinne von § 8 Abs. 1 
Nr. 2 SGB IV“.

10.	 § 36 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

	 „(2) Der Erholungsurlaub kann auch in 
Teilen genommen werden. Der Urlaub 
soll grundsätzlich zusammenhängend 
gewährt werden; dabei muss ein Ur-
laubsteil von mindestens zwei Wochen 
angestrebt werden.“

b) 	 In Absatz 3 werden die Worte „ , bei 
Jugendlichen nach Ablauf von 3 Mona-
ten“ gestrichen. 

c) 	 In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Ar-
beitgeber“ durch das Wort „Dienstge-
ber“ ersetzt.

d) 	 In Absatz 6 werden die Sätze 1 und 2 
gestrichen.

e) 	 Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

	 „(7) Die Anordnung von Betriebsferi-
en ist unter den Voraussetzungen des 
§ 7 Abs. 1 S. 1 Bundesurlaubsgesetz 
(BUrlG) möglich.“

f)	 Absatz 8 wird wie folgt geändert:
aa)	In Satz 2 wird das Datum „30. 

April“ durch das Datum „31. März“ 
ersetzt.

bb)	In Satz 3 wird das Datum „30. 
April“ durch das Datum „31. März“ 
und das Datum „30. Juni“ durch das 
Datum „31. Mai“ ersetzt.

cc)	In Satz 4 wird die Zahl „2“ durch 
die Zahl „3“, das Datum „30. Juni“ 
durch das Datum „31. Mai“ und das 
Datum „30. September“ durch das 
Datum „31. August“ ersetzt.

dd)	An den zweiten Unterabsatz wird 
ein neuer dritter Unterabsatz fol-
genden Wortlauts angefügt:

	 „Für Urlaub aus den Urlaubsjahren 
bis einschließlich 2016 ist Absatz 8 
in der bis zum 28. Februar 2017 gel-
tenden Fassung anzuwenden.“

g)	 Absatz 9 wird gestrichen.

11.	 § 37 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 erhält einen neuen Satz 2 und 

einen neuen Satz 3 folgenden Wort-
lauts:

	 „Bei einer anderen Verteilung der wö-
chentlichen Arbeitszeit als auf fünf 
Tage in der Woche erhöht oder vermin-
dert sich der Urlaubsanspruch entspre-
chend. Verbleibt bei der Berechnung 
des Urlaubs ein Bruchteil, der minde-
stens einen halben Urlaubstag ergibt, 
wird er auf einen vollen Urlaubstag auf-
gerundet; Bruchteile von weniger als 
einem halben Urlaubstag bleiben unbe-
rücksichtigt.“

b)	 In Absatz 2 Sätze 1 und 3 wird jeweils 
die Bezeichnung „Abs. 2“ gestrichen. In 
Absatz 2 Satz 1 wird die Bezeichnung 
„§ 48 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 5“ durch 
die Bezeichnung „§ 48 Abs. 2 Satz 6“ 
ersetzt.

c) 	 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:
	 „(3) Beginnt oder endet das Arbeitsver-

hältnis im Laufe des Urlaubsjahres, so 
beträgt der Urlaubsanspruch ein Zwölf-
tel für jeden vollen Beschäftigungsmo-
nat; § 5 Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) 
bleibt unberührt. Scheidet der Mitar-
beiter wegen verminderter Erwerbsfä-
higkeit (§ 48 Abs. 2 Sätze 1 bis 4) oder 
durch Erreichen der Regelaltersgrenze 
(§ 48 Abs. 1 Buchst. a) aus dem Ar-
beitsverhältnis aus, so beträgt der Ur-
laubsanspruch sechs Zwölftel, wenn 
das Arbeitsverhältnis in der ersten Hälf-
te, und zwölf Zwölftel, wenn es in der 
zweiten Hälfte des Urlaubsjahres endet. 
Satz 2 gilt nicht, wenn der Urlaub nach 
Abs. 2 zu vermindern ist.“
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d) 	 Absatz 4 wird gestrichen.

e) 	 Absatz 5 wird gestrichen.

f) 	 Der bisherige Absatz 6 wird zum neuen 
Absatz 4.

g) 	 Im neuen Absatz 4 wird die Zahl „5“ 
durch die Zahl „3“ ersetzt.

h) 	 Der bisherige Absatz 7 wird zum neuen 
Absatz 5.

i)	 Im neuen Absatz 5 wird die Zahl „4“ 
durch die Zahl „1“ ersetzt.

12.	 § 39 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 Satz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	Die Klammer „(§ 48)“ wird wie 
folgt neu gefasst: „(§ 48 Abs. 2 Sät-
ze 1 bis 4)“.

bb)	Die Bezeichnung „§ 48 Abs. 1 Un-
terabs. 1 Satz 5“ wird durch die 
Bezeichnung „§ 48 Abs. 2 Satz 6“ 
ersetzt.

cc)	Die Klammer „(§ 46)“ wird wie 
folgt neu gefasst: „(§ 48 Abs. 1 
Buchst. b)“.

b)	 In Satz 4 wird die Bezeichnung „§ 37 
Absatz 5 Satz 1“ ersetzt durch die Be-
zeichnung „§ 37 Abs. 3 Satz 1“.

13.	 In § 40a Absatz 1 und Absatz 2 werden 
jeweils die Worte „die Vergütung“ durch 
die Worte „das Tabellenentgelt“ sowie die 
Worte „Arbeitgeber“ durch „Dienstgeber“ 
ersetzt.

14.	 In § 42 Absatz 1 Unterabsatz 2 werden an 
die Worte „; dazu gehört auch der Kirchen-
austritt“ die Worte „(die Maßstäbe der Art. 
3 bis 5 der Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeits-
verhältnisse in ihrer jeweiligen Fassung 
sind anzuwenden)“ angefügt.

15.	 § 43 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Das Wort „Vergütungsgruppe“ wird je-

weils durch das Wort „Entgeltgruppe“ 
und das Wort „Arbeitgeber“ durch das 
Wort „Dienstgeber“ ersetzt.

b)	 In Unterabsatz 4 wird die Angabe 
„§ 46“ ersetzt durch die Angabe „§ 48 
Abs. 1 Buchst. b)“.

16.	 § 44 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:
	 „Ist der Mitarbeiter infolge eines Unfalls, 

den er nach mindestens einjähriger unun-

terbrochener Beschäftigung bei demselben 
Dienstgeber in Ausübung oder infolge sei-
ner Arbeit ohne Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit erlitten hat, in seiner bisherigen 
Entgeltgruppe nicht mehr voll leistungsfä-
hig und wird er deshalb in einer niedrigeren 
Entgeltgruppe weiterbeschäftigt, so erhält 
er eine Ausgleichszulage in Höhe des Un-
terschiedsbetrags zwischen dem ihm in der 
neuen Entgeltgruppe zustehenden Tabel-
lenentgelt (§ 23) und dem Tabellenentgelt, 
das er in der verlassenen Entgeltgruppe zu-
letzt bezogen hat.“

17.	 § 46 wird unter Aufrechterhaltung der 
Nummerierung gestrichen.

18.	 § 48 wird wie folgt neu gefasst:
	 „§ 48 Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

ohne Kündigung 
(1)	 Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass 

es einer Kündigung bedarf,

a)	 mit Ablauf des Monats, in dem der 
Mitarbeiter das gesetzlich festge-
legte Alter zum Erreichen der Re-
gelaltersrente vollendet hat, 

b)	 jederzeit im gegenseitigen Einver-
nehmen (Auflösungsvertrag).

(2)	 Das Arbeitsverhältnis endet ferner mit 
Ablauf des Monats, in dem der Bescheid 
eines Rentenversicherungsträgers (Ren-
tenbescheid) zugestellt wird, wonach 
der Mitarbeiter voll oder teilweise er-
werbsgemindert ist. Der Mitarbeiter hat 
den Dienstgeber von der Zustellung des 
Rentenbescheids unverzüglich zu un-
terrichten. Beginnt die Rente erst nach 
der Zustellung des Rentenbescheids, 
endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf 
des dem Rentenbeginn vorangehenden 
Tages. Liegt im Zeitpunkt der Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses eine nach 
§ 92 SGB IX erforderliche Zustimmung 
des Integrationsamtes noch nicht vor, 
endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf 
des Tages der Zustellung des Zustim-
mungsbescheids des Integrationsamtes. 
Das Arbeitsverhältnis endet nicht, wenn 
nach dem Bescheid des Rentenversi-
cherungsträgers eine Rente auf Zeit 
gewährt wird. In diesem Fall ruht das 
Arbeitsverhältnis für den Zeitraum, für 
den eine Rente auf Zeit gewährt wird; 
beginnt die Rente rückwirkend, ruht das 
Arbeitsverhältnis ab dem ersten Tag des 
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Monats, der auf den Monat der Zustel-
lung des Rentenbescheids folgt.

(3) 	Im Falle teilweiser Erwerbsminderung 
endet oder ruht das Arbeitsverhältnis 
nicht, wenn der Mitarbeiter nach sei-
nem vom Rentenversicherungsträger 
festgestellten Leistungsvermögen auf 
seinem bisherigen oder einem anderen 
geeigneten und freien Arbeitsplatz wei-
terbeschäftigt werden könnte, soweit 
dringende dienstliche oder betriebliche 
Gründe nicht entgegenstehen, und der 
Mitarbeiter innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang seiner schriftlichen Unter-
richtung durch den Dienstgeber darü-
ber, dass das Arbeitsverhältnis aufgrund 
des Rentenbescheides endet, seine Wei-
terbeschäftigung schriftlich beantragt.

(4) 	Verzögert der Mitarbeiter schuldhaft 
den Rentenantrag oder bezieht er Al-
tersrente nach § 236 oder § 236a SGB 
VI oder ist er nicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versichert, so tritt 
an die Stelle des Rentenbescheids das 
Gutachten eines Amtsarztes oder die 
Feststellung gemäß § 7 Abs. 2 Satz 1. 
Das Arbeitsverhältnis endet in diesem 
Fall mit Ablauf des Monats, in dem dem 
Mitarbeiter das Gutachten bekannt ge-
geben worden ist. 

(5) 	Soll der Mitarbeiter, dessen Arbeits-
verhältnis nach Absatz 1 Buchst. a ge-
endet hat, weiterbeschäftigt werden, ist 
ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag 
abzuschließen. Das Arbeitsverhältnis 
kann jederzeit mit einer Frist von vier 
Wochen zum Monatsende gekündigt 
werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts 
anderes vereinbart ist. 

(6)	 Nach Wiederherstellung der Berufs-
fähigkeit soll der Mitarbeiter, der bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisse 
gemäß Absatz 2 bereits unkündbar war, 
auf Antrag bei seinem früheren Dienst-
geber wieder eingestellt werden, wenn 
dort ein für ihn geeigneter Arbeitsplatz 
frei ist.“

19.	 49 wird unter Aufrechterhaltung der Num-
merierung gestrichen.

20.	 § 50 wird wie folgt neu gefasst:
	 „§ 50 Zeugnis

(1)	 Bei Beendigung des Arbeitsverhält-

nisses haben die Mitarbeiter Anspruch 
auf ein schriftliches Zeugnis über Art 
und Dauer ihrer Tätigkeit, das sich auch 
auf Führung und Leistung erstrecken 
muss (Endzeugnis).

(2)	 Aus triftigen Gründen können Mitar-
beiter auch während des Arbeitsver-
hältnisses ein Zeugnis verlangen (Zwi-
schenzeugnis).

(3)	 Bei bevorstehender Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses können die Mitar-
beiter ein Zeugnis über Art und Dauer 
ihrer Tätigkeit verlangen (vorläufiges 
Zeugnis).

(4)	 Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 
bis 3 sind unverzüglich auszustellen.“

21.	 § 51 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Buchstabe c) wird die An-

gabe „§ 46“ ersetzt durch die Angabe 
„§ 48 Abs. 1 Buchst. b)“.

b)	 In Absatz 3 wird jeweils die Angabe 
„§ 46“ ersetzt durch die Angabe „§ 48 
Abs. 1 Buchst. b)“.

22.	 § 52 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

	 „Das Übergangsgeld wird nach dem 
Entgelt (§§ 23, 23a) bemessen, das dem 
Mitarbeiter am Tage vor dem Ausschei-
den zusteht. Steht an diesem Tage kein 
Entgelt zu, so wird das Übergangsgeld 
nach dem Entgelt bemessen, das dem 
Mitarbeiter bei voller Arbeitsleistung 
am Tage vor dem Ausscheiden zuge-
standen hätte.“

b) 	 In Absatz 2 werden die Worte „der letz-
ten Monatsvergütung“ durch die Worte 
„des letzten Monatsentgelts“ sowie die 
Worte „dieser Monatsvergütung“ durch 
die Worte „dieses Monatsentgelts“ er-
setzt.

c)	 In Absatz 3 werden die Worte „keine 
Bezüge“ durch die Worte „kein Entgelt“ 
ersetzt und nach der Angabe „§ 1 Abs. 
2“ die Worte „in der bis zum 28. Febru-
ar 2017 geltenden Fassung“ eingefügt.

d) 	 In Absatz 5 wird jeweils das Wort „Ar-
beitslosenhilfe“ durch die Worte „Ar-
beitslosengeld II“ sowie die Angabe 
„§  67 Bundessozialhilfegesetz“ durch 
die Angabe „§ 72 SGB XII“ ersetzt. 
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23.	 § 56 wird unter Aufrechterhaltung der 
Nummerierung gestrichen.

24.	 Anlage 14 wird wie folgt geändert:
a)	 § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	Die Worte „, auf dessen Arbeitsver-
hältnis die KAVO Anwendung fin-
det,“ werden gestrichen.

bb)	In Ziffer 1 wird das Wort „Vergü-
tung“ durch das Wort „Entgelt“ er-
setzt.

cc)	In Ziffer 2 wird das Wort „ist“ durch 
das Wort „hat“ und das Wort „Ar-
beitgeber“ durch das Wort „Dienst-
geber“ ersetzt.

b)	 In § 1 Absatz 2 Satz 1 Ziffer 1 a) wird die 
Angabe „Altersgrenze (§ 49 KAVO)“ 
durch die Angabe „Regelaltersgrenze 
(§ 48 Abs. 1 Buchst. a)“ ersetzt.

c)	 In § 1 Absatz 2 Satz 1 Ziffer 1 c) wer-
den nach dem Wort „Altersteilzeitar-
beit -“ die Worte „oder des § 11 Abs. 2 
Buchst. a oder b Anlage 22a - Bestim-
mungen über Altersteilzeitarbeit und 
flexible Altersarbeitszeit -“ eingefügt.

d)	 In § 1 Absatz 2 Satz 1 Ziffer 3 d) wer-
den die Worte „Altersrente nach § 36, 
§ 37, § 40, § 236 oder § 236a SGB VI“ 
durch die Worte „sonstigen (vorgezo-
genen) Altersrente nach dem SGB VI“ 
ersetzt.

e)	 In § 1 Absatz 2 Satz 2 werden die Worte 
„§ 48 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 5“ durch 
„§ 48 Abs. 1 Satz 6“ ersetzt.

f)	 § 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	In Satz 2 werden die Worte „die 
Vergütung“ durch die Worte „das 
Entgelt“ ersetzt.

bb)	Satz 4 wird wie folgt gefasst:

	 „In die Berechnung gemäß Satz 2 
werden auch die sonstigen in Mo-
natsbeträgen festgelegten Entgelt-
bestandteile (§ 23a Abs. 1 Satz 1 
KAVO) einbezogen.“

g)	 In § 3 Satz 2 wird das Wort „Bunde-
serziehungsgeldgesetz“ durch das Wort 
„Bundeselterngeld- und Elternzeitge-
setz“ ersetzt.

25. 	Die Anlage 18 wird unter Aufrechterhal-
tung der Nummerierung aufgehoben.

26.	 In Anlage 21 beträgt in der Tabelle des § 3 
der Tabellenwert der Entgeltgruppe 10, 
Stufe 3, in der Zeit vom 1. März 2016 bis 
31. Januar 2017 24,09 Euro.

II)	 Die Änderungen unter Ziffer I) 5. und 26. tre-
ten rückwirkend zum 1. März 2016 in Kraft. Die 
übrigen Änderungen unter Ziffer I) treten am 
1. März 2017 in Kraft.

Münster, den 21.12.2016

L. S.	 † Dr. Felix Genn
		  Bischof von Münster

Art. 10	 Kirchliche Arbeits- und  
	 Vergütungsordnung 
	 – Beschluss der Regional-KODA 
	  Nordrhein-Westfalen vom 7. Dezember 2016 
	 zur Änderung der Ordnung für  
	 Praktikantinnen und Praktikanten 

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Ar-
beitsvertragsrechts für die (Erz-) Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer 
Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 
7. Dezember 2016 beschlossen:

I)	 Die Ordnung für Praktikantinnen und Prakti-
kanten für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, 
Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) 
und Paderborn vom 05.05.1992 (Kirchliches 
Amtsblatt Münster 1992, Art. 96), zuletzt ge-
ändert am 13.10.2016 (Kirchliches Amtsblatt 
Münster 2016, Art. 223), wird wie folgt geän-
dert:

	 Nr. 5 der Anlage 2 wird wie folgt neu gefasst:

	 „Nr. 5
	 Zu Anlage 1 Nr. 1 – Monatliches Entgelt

	 Das monatliche Entgelt beträgt bei einer insge-
samt dreijährigen praxisintegrierten Ausbildung 
im Sinne von Nr. 1 Absatz 1

- 	im ersten Ausbildungsjahr:
		 ab dem 1. März 2016	 829,44 €
		 ab dem 1. Februar 2017	 848,93 €

-	 im zweiten Ausbildungsjahr:
		 ab dem 1. März 2016	 880,64 €
		 ab dem 1. Februar 2017	 901,34 €
-	 im dritten Ausbildungsjahr:
		 ab dem 1. März 2016	 931,84 €
		 ab dem 1. Februar 2017	 953,74 €.

	 Das monatliche Entgelt beträgt bei einer ins-
gesamt zweijährigen praxisintegrierten Ausbil-
dung im Sinne von Nr. 1 Absatz 2
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B.

	 Der Beschluss vom 5. Juli 2016 hatte die Fest-
legung für die Vergütungen nach Anlage 7 Ab-
schnitt F (NRW) zu den AVR noch nicht vorge-
nommen. Die Praktikanten sollen aber nach dem 
Willen der Regionalkommission ebenfalls die 
für Anlage 7 um 35 EUR und weitere 30 EUR 
erhöhte Vergütungen erhalten.

II.	 Inkraftsetzung

	 Den vorstehenden Beschluss setze ich hiermit 
für das Bistum Münster in Kraft.

Münster, den 21. Dezember 2016

L. S.	 † Dr. Felix Genn
			  Bischof von Münster

Art. 12	 Statuten für die Pfarreiräte  
	 im Bistum Münster

Nach Beratung und Beschlussfassung im Diö-
zesanrat setze ich hiermit die Satzung und Wahl-
ordnung für Pfarreiräte im Bistum Münster und 
die Ordnung für Gemeindeausschüsse im Bistum 
Münster in der nachfolgenden Fassung mit Wirkung 
zu der am 11./12. November 2017 stattfindenden 
Wahl der Pfarreiräte im Bistum Münster in Kraft.

Münster, den 15. Januar 2017

L. S.	 † Dr. Felix Genn
	 Bischof von Münster

Art. 13	 Satzung für die Pfarreiräte 

Präambel
„Ihr aber seid der Leib Christi und jeder Einzelne 

ist ein Glied an ihm“ (1 Kor. 12,27). Christus ist das 
Haupt seiner Kirche und einem jedem einzelnen sei-
ner Glieder teilt Gott, der Vater, durch den Heiligen 
Geist eine besondere Gabe zu. Im Bild vom mysti-
schen Leib Christi und im Bild vom Volk Gottes auf 
dem Weg durch die Zeit erinnert das II. Vatikanische 
Konzil die Kirche an zwei große Perspektiven: dass 
Christus, der Herr, sie leitet und der Heiligen Geist 
das gibt, was sie braucht. 

Alle Glieder des Gottesvolkes sind durch Taufe 
und Firmung zur gemeinsamen Verantwortung für 
den Heilsauftrag der Kirche berufen. Gott hat sei-
nem Volk vielfältige Begabungen geschenkt. Für 
das Leben, den Aufbau und die Sendung der Kirche 
ist es wichtig, diese Begabungen zu erkennen, zu 
entfalten und in ihrer spezifischen Eigenart aufein-
ander zu beziehen. 

- 	im ersten Ausbildungsjahr:
		 ab dem 1. März 2016	 855,04 €
		 ab dem 1. Februar 2017	 875,13 €

-	 im zweiten Ausbildungsjahr:
		 ab dem 1. März 2016	 906,24 €
		 ab dem 1. Februar 2017	 927,54 €.“

II)	 Die Änderungen unter Ziffer I) treten rückwir-
kend zum 1. März 2016 in Kraft.

Münster, den 21.12.2016

L. S.	 † Dr. Felix Genn
			  Bischof von Münster

Art. 11	 Beschluss der  
	 Regionalkommission Nordrhein-Westfalen  
	 der Arbeitsrechtlichen Kommission  
	 des Deutschen Caritasverbandes e. V.  
	 am 28. Oktober 2016

I.	 Die Regionalkommission Nordrhein-Westfalen 
der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deut-
schen Caritasverbandes e. V. hat am 28. Oktober 
2016 in Essen (4/2016) den nachstehenden Be-
schluss gefasst:

	 Ergänzung des Beschlusses vom 5. Juli 2016 
zur Vergütungsrunde 2016/2017

	 A.

	 Der Beschluss der Regionalkommission vom 
5. Juli 2016 wird um folgende Nr. Ia. ergänzt:

	 „Ia.	Erhöhung Abschnitt F (NRW) der Anlage 7 
zu den AVR

	 In § 2 Satz 2 der Anlage 7 Abschnitt F (NRW) zu 
den AVR werden folgende Werte festgelegt:

	 vom 1. Juni 2016 bis 31. Dezember 2016

Erzieher Heiler-
ziehungs-

pfleger 
1. Praktikumsjahr 608,25 € 631,82 €
2. Praktikumsjahr 679,91 € 706,42 €
3. Praktikumsjahr 751,57 € 781,03 €

	 ab dem 1. Januar 2017

Erzieher Heiler-
ziehungs-

pfleger
1. Praktikumsjahr 638,25 € 661,82 €
2. Praktikumsjahr 709,91 € 736,42 €
3. Praktikumsjahr 781,57 € 811,03 €

 
“
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jeder einzelnen Christin zu stärken sucht. 
Insbesondere trägt er Sorge für die Qualifi-
zierung und Weiterbildung der ehrenamtlich 
Tätigen, um so die Charismen der Gläubigen 
zu entdecken und zu fördern. 	

b)	 Der Pfarreirat erarbeitet und realisiert einen 
lokalen Pastoralplan. Gemeinsam beraten 
der leitende Pfarrer, das Pastoralteam und 
der Pfarreirat in Zusammenarbeit mit dem 
Kirchenvorstand die pastoralen Herausforde-
rungen  und entwickeln Handlungsperspek-
tiven, benennen Leitlinien, Schwerpunkte 
sowie Zielsetzungen des Pastoralplanes. 
Die Auseinandersetzung um die notwendi-
gen Schwerpunkte und Ziele orientiert sich 
an den Ergebnissen des Diözesanpastoral-
planes. Der lokale Pastoralplan wird regel-
mäßig überprüft und fortgeschrieben. 

	 Existiert bereits ein lokaler Pastoralplan, 
so wird dieser mindestens einmal im Laufe 
der Legislaturperiode überarbeitet. Bei sehr 
grundlegenden Veränderungen im Sozial- 
und Lebensraum sowie bei wesentlichen in-
nerkirchlichen Veränderungen, vor allem auf 
Ebene des Bistums oder der Weltkirche, soll 
diese Überarbeitung zeitnah erfolgen. Der 
lokale Pastoralplan sowie dessen Fortschrei-
bungen werden veröffentlicht.

c)	 Der Pfarreirat ermittelt, an welchen Orten 
und in welchen Einrichtungen, Verbänden 
und Vereinigungen, Gruppen und Projekten 
in der Pfarrei sich kirchliches Leben ereig-
net. Hierzu gehört auch, die Vielfalt der Ge-
meinden innerhalb der Pfarrei wahrzuneh-
men. Er trägt dafür Sorge, dass diese Vielfalt 
kirchlichen Lebens  in geeigneter Weise un-
tereinander vernetzt und eine angemessene 
Repräsentanz und Vertretung in der Arbeit 
des Pfarreirates und der Sachausschüsse so-
wie ggf. der Gemeindeausschüsse gewähr-
leistet ist. Diese Vernetzung hat ein missio-
narisches Ziel: das christliche Leben in die 
Lebenswelten der Menschen einzubringen 
und durch ein glaubwürdiges Zeugnis die 
Menschen herauszufordern und für Christus 
und seine Kirche zu gewinnen. 

d)	 Der Pfarreirat sorgt für die Vernetzung der 
Pfarrei und weiterer kirchlicher Orte und 
Einrichtungen mit Partnern im Sozialraum, 
z.  B. Kommune, evangelische Kirchenge-
meinden, Stadtteilinitiativen, etc.

2.	 Die Aufgaben des Pfarreirates nach Abs. 1 kon-
kretisieren sich insbesondere in Folgendem:

Der Pfarreirat dient dem Aufbau einer lebendigen 
Pfarrei und der Verwirklichung des Heils- und Welt-
auftrags der Kirche. Er trägt so dazu bei, dass die 
Communio, das Miteinander in der Kirche, geför-
dert wird. 

Er ist in sinnvoller Anwendung des Dekrets über 
die Hirtenaufgabe der Bischöfe (Nr. 27) der vom 
Bischof eingesetzte Pastoralrat der Pfarrei und zu-
gleich das vom Bischof anerkannte Organ im Sinne 
des Konzilsdekrets über das Apostolat der Laien 
(Nr. 26).

Der Pfarreirat trägt im Zusammenwirken mit den 
im Dienst der Pfarrei stehenden Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern Verantwortung für das Pfarreile-
ben, unbeschadet des Einspruchsrechtes des leiten-
den Pfarrers (§ 9.3) und der Eigenverantwortlichkeit 
des Kirchenvorstandes/Kirchenausschusses.

Gemeinsam mit dem leitenden Pfarrer sowie den 
für die Seelsorge amtlich Beauftragten berät er alle 
die Pfarrei betreffenden Fragen und Aufgaben, fasst 
Beschlüsse und trägt – gemeinsam mit den haupt-
amtlichen Mitgliedern – Sorge für deren Durchfüh-
rung. In diesem Miteinander hat der Pfarreirat teil an 
der Pfarreileitung. Als Organ des Laienapostolates 
kann er, unbeschadet der Eigenständigkeit der Grup-
pen und Verbände in der Pfarrei, in eigener Verant-
wortung tätig werden. 

Der Pfarreirat hat die Aufgabe, gemeinsam mit 
dem leitenden Pfarrer und dem Pastoralteam das 
pastorale Wirken entsprechend den Herausforde-
rungen in der Pfarrei so zu entwickeln und zu ge-
stalten, dass die Kirche in den Lebensräumen und 
Lebenswelten der Menschen wirksam präsent ist.

§ 1 
Pfarreirat

In jeder Pfarrei ist ein Pfarreirat zu bilden.

Der Pfarreirat einer größeren Pfarrei kann diese 
als eine Gemeinschaft von Gemeinden gestalten. 
Der Pfarreirat dient dieser Gemeinschaft, indem er 
übergeordnete Aufgaben der Pfarrei wahrnimmt und 
die Vernetzung der Gemeinschaft von Gemeinden 
ermöglicht und gewährleistet. Es muss sichergestellt 
werden, dass die Gemeindeebene auf der Pfarreie-
bene institutionell vertreten ist.

§ 2 
Aufgaben des Pfarreirates

1.	 Der Pfarreirat hat folgende Aufgaben: 

a)	 Er fördert das Bewusstsein für das gemein-
same Priestertum aller Getauften. Dies ver-
wirklicht sich darin, dass der Pfarreirat die 
Mitverantwortung jedes einzelnen Christen/
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a)	 Übernahme der Mitverantwortung für eine 
lebendige Liturgie in der die Verbindung 
zu den Lebenserfahrungen und -themen der 
Menschen gelingen kann; 

b)	 Erarbeitung bzw. Anpassung von Konzepten 
für die Sakramentenkatechese mit Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen; 

c)	 Wahrnehmen der wirtschaftlichen und so-
zialen Nöte und Sorgen der Menschen und 
entsprechende Ausrichtung des karitativen 
Dienstes der Pfarrei, 

d)	 Wahrnehmen des Lebensraums Schule und 
Suche nach geeigneten Formen der Koope-
ration; 

e)	 Entwickeln eines Konzepts für die Öffent-
lichkeitsarbeit der Pfarrei;

f)	 Wecken und Wachhalten von Verantwortung 
für weltkirchliche Anliegen sowie Nutzbar-
machen weltkirchlicher Lernerfahrungen für 
die eigene Seelsorge; 

g)	 Pflege und Vertiefen der ökumenischen Zu-
sammenarbeit mit den christlichen Kirchen; 

h)	 Fördern des interreligiösen Dialogs und der 
Kooperation zwischen den Religionen;

i)	 Vertreten der Anliegen der Menschen in der 
Öffentlichkeit; 

j)	 lokales und weltweites Fördern der Verwirk-
lichung von Frieden, Gerechtigkeit und der 
Bewahrung der Schöpfung.

3.	 Der Pfarreirat ist weiter zuständig für:

a)	 die Mitwirkung bei der Erstellung des Haus-
halts- und Stellenplans mit dem Recht der 
Erörterung; 

b)	 die Wahl der Vertreter der Pfarrei für die 
pastoralen Gremien der mittleren Ebene.

4.	 Der Pfarreirat stellt unter Bezug auf den lokalen 
Pastoralplan den Bedarf an finanziellen Mitteln 
im Bereich der Pastoral fest und meldet diesen 
beim Kirchenvorstand an. Seine Entscheidung 
über die Verwendung von Erlösen aus von ihm 
durchgeführten Festen und Aktionen kann vom 
Kirchenvorstand/Kirchenausschuss nur aus 
wichtigem Grund abgelehnt werden.

5.	 Der Pfarreirat entscheidet über die Einrichtung 
von Sachausschüssen, Projektgruppen und Ge-
meindeausschüssen (§ 11) und regelt die jewei-
lige Mitgliedschaft. Werden Gemeindeausschüs-
se gebildet, so bleibt der Pfarreirat in jedem Fall 
für alle übergeordneten Aufgaben in der Pfarrei 
unmittelbar zuständig und übernimmt die Ver-
netzung der Gemeinden und ihrer Gemeinde-
ausschüsse.

6.	 Dem Pfarreirat ist vor der Besetzung der Pfarr-
stelle Gelegenheit zu geben, den Bischof über 
die Hauptabteilung Seelsorge-Personal des 
Bischöflichen Generalvikariates über die ört-
lichen Gegebenheiten und den lokalen Pastoral-
plan zu unterrichten und zum Besetzungsvor-
schlag des Bischofs Stellung zu nehmen.

§ 3 
Mitglieder des Pfarreirates

1.	 Dem Pfarreirat gehören an als stimmberechtigte 
Mitglieder: 

a)	 der leitende Pfarrer,
b)	 je nach Größe der Pfarrei bis zu 16 in unmit-

telbarer und geheimer Wahl von der Pfarrei 
gewählte Mitglieder. Das sind in Pfarreien 
mit 

	 bis zu 8.000 Mitgliedern 8 – 12 Personen
	 8.000 – 16.000 Mitgliedern 10 – 14 Personen
	 über 16.000 Mitgliedern 12 – 16 Personen.
	 Die Anzahl der Mitglieder legt der Pfarreirat 

fest und teilt sie dem Wahlausschuss mit.
c)	 als weitere amtliche Mitglieder je ein Vertre-

ter 
-	 der Priester des Seelsorgeteams, sofern 

ein Kaplan hierzu gehört, dieser,

-	 der Diakone sowie 
-	 der Pastoralreferentinnen/Pastoralrefe-

renten//Pastoralassistentinnen/Pastoralas-
sistenten. 

	 Die Entscheidung über die Mitgliedschaft 
trifft der leitende Pfarrer im Benehmen mit 
dem Seelsorgeteam.

d)	 bis zu vier vom leitenden Pfarrer im Einver-
nehmen mit den Mitgliedern nach b) und c) 
berufene Mitglieder, die den persönlichen 
Anforderungen des § 4 genügen müssen.

2.	 Dem Pfarreirat gehören an als beratende Mit-
glieder ohne Stimmrecht je ein Vertreter/eine 
Vertreterin 
-	 des Kirchenvorstandes/Kirchenausschusses, 
-	 der hauptamtlichen Kirchenangestellten der 

Pfarrei,
-	 ein Vertreter der in der Pfarrei tätigen Orden, 

Ordensgemeinschaften oder Säkularinstitute,  
-	 und, wo vorhanden, eine Vertreterin/ein Ver-

treter einer in der Pfarrei ansässigen mutter-
sprachlichen Gemeinde.  

3. 	 Die Mitglieder gem. Abs. 1 b) müssen minde-
stens zwei Drittel der Gesamtzahl der stimm-
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berechtigten Mitglieder des Pfarreirates ausma-
chen. 

4. 	 In begründeten Ausnahmefällen kann die Zahl 
der Mitglieder durch Beschluss des Pfarreirates 
erweitert oder vermindert werden. Dies bedarf 
der Zustimmung der Bischöflichen Behörde.

§ 4 
Wahlberechtigung

1.	 Wahlberechtigt sind alle Katholiken, die das 14. 
Lebensjahr vollendet und in der Pfarrei ihren 
Wohnsitz haben. 

2.	 Wählbar ist jeder Katholik, der in der Pfarrei 
seinen Wohnsitz hat, das 16. Lebensjahr voll-
endet hat und weder aus der Kirche ausgetreten 
noch von ihr ausgeschlossen ist.

3. 	 Es können auch außerhalb der Pfarrei wohnende 
Katholiken aktives und passives Wahlrecht 
ausüben, wenn sie am Leben der Pfarrei aktiv 
Anteil nehmen. Die Ausübung des aktiven oder 
passiven Wahlrechts in mehreren Pfarreien ist 
nicht zulässig. Näheres regelt die Wahlordnung.

§ 5 
Amtszeit

1.	 Die Amtszeit des Pfarreirates beträgt 4 Jahre. 
Sie beginnt mit der konstituierenden Sitzung 
und endet mit der Konstituierung des nächsten 
gewählten Pfarreirates. 

2.	 Ist in Pfarreien während der allgemeinen Amts-
zeit der Pfarreiräte im Bistum wegen der Zu-
sammenlegung von Kirchengemeinden ein 
Übergangsgremium als Pfarreirat gewählt wor-
den, so endet dessen Amtszeit spätestens gleich-
zeitig mit der der übrigen Pfarreiräte im Bistum 
Münster. 

3.	 Die Mitgliedschaft im Pfarreirat endet, wenn die 
Wählbarkeit entfällt (§ 4 Abs. 2), ein Mitglied 
den Rücktritt gegenüber dem leitenden Pfarrer 
oder dem Vorstand erklärt oder ausgeschlossen 
wird. 

4.	 Bei Vorliegen von schwerwiegenden Gründen 
kann ein Mitglied aus dem Pfarreirat ausge-
schlossen werden. Das Ausschlussverfahren 
erfolgt auf Antrag des Pfarreirates oder des lei-
tenden Pfarrers an die zuständige Schiedsstelle 
(siehe § 14), die die Beteiligten zu hören hat. 
Kommt keine Einigung zustande, entscheidet 
der Bischof.

5.	 Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit 
aus dem Pfarreirat aus, so rückt bei Mitgliedern 
gem. § 3 Abs. 1 b) der Kandidat, der bei der 

Wahl die nächst höchste Stimmenzahl erhalten 
hatte, in den Pfarreirat nach. Wenn die Ersatz-
liste erschöpft ist, wählt der Pfarreirat ein wei-
teres passiv wahlberechtigtes Mitglied hinzu. 
Scheidet ein Jugendlicher (16 - 25 J.) während 
der Amtszeit aus dem Pfarreirat aus und rückt 
kein Jugendlicher für ihn nach, so beruft der 
Pfarreirat zusätzlich zum Nachrücker einen Ju-
gendlichen. 

6.	 Scheidet ein Mitglied gem. § 3 Abs. 1 d) aus, 
kann der leitende Pfarrer im Einvernehmen mit 
dem Pfarreirat für die restliche Amtszeit eine 
Nachberufung vornehmen.

7.	 Wird in Wahlbezirken gewählt, so rückt bei Aus-
scheiden eines gewählten Mitgliedes nach § 3, 
1 b der Satzung für Pfarreiräte im Bistum Mün-
ster während der Amtszeit der Kandidat, der bei 
der Wahl im jeweiligen Wahlbezirk die nächst 
höchste Stimmenzahl erhalten hatte, in den Pfar-
reirat nach. Wenn die Ersatzliste erschöpft ist, 
wählt der Pfarreirat ein weiteres Mitglied hinzu.

8.	 Scheiden mehr als die Hälfte der nach § 3 Abs. 
1 b) der Satzung für Pfarreiräte im Bistum Mün-
ster gewählten Mitglieder aus dem Pfarreirat 
aus, und kann eine Anzahl von mehr als der 
Hälfte der nach dieser Vorschrift mindestens 
zu wählenden Mitglieder über die Ersatzliste 
nicht wieder hergestellt werden, ist das Bischöf-
liche Generalvikariat/Bischöflich Münstersche 
Offizialat unverzüglich zu informieren. Nach 
Prüfung der örtlichen Situation entscheidet der 
Bischof über das weitere Vorgehen bis hin zur 
möglichen Anordnung der Neuwahl.

§ 6  
Konstituierung

1.	 Spätestens 3 Wochen nach der Wahl findet die 
konstituierende Sitzung des Pfarreirates statt. 
Dazu lädt der leitende Pfarrer die Mitglieder 
gem. § 3 Abs. 1 (1) b) und c) ein und stimmt mit 
ihnen die Berufung der Mitglieder nach § 3 Abs. 
1 d) ab. 

2.	 Innerhalb weiterer 3 Wochen findet die zweite 
Sitzung des Pfarreirates statt, in der auch der 
Vorstand zu wählen ist. Spätestens in dieser Sit-
zung wird auch der/die Vertreter/in für den Kir-
chenvorstand gewählt/bestimmt (s. § 13). 

3.	 Die Sitzungen des Pfarreirates leitet der leitende 
Pfarrer bis zur Übernahme des Amtes durch den 
gewählten Vorsitzenden/die gewählte Vorsitzen-
de.
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§ 7 
Vorstand

1.	 Der Pfarreirat bildet aus seiner Mitte einen Vor-
stand, dem der leitende Pfarrer kraft Amtes und 
2 oder 4 zu wählende Mitglieder angehören. 
Der/die Vorsitzende wird aus den gewählten 
Mitgliedern des Vorstandes vom Pfarreirat ge-
wählt. Der Vorstand regelt die Stellvertretung.

2.	 Der Vorstand bereitet die Sitzungen des Pfar-
reirates vor. Der/die Vorsitzende beruft die Sit-
zungen des Pfarreirates im Einvernehmen mit 
den übrigen Vorstandsmitgliedern rechtzeitig 
unter Angabe der Tagesordnung ein und leitet 
sie. 

3.	 Ein vom Vorstand entsandtes Mitglied desselben 
hat das Recht, an dienstlichen Besprechungen 
der Hauptamtlichen in der Pfarrei teilzunehmen, 
sofern dort grundlegende pastorale Fragen bear-
beitet werden.

4.	 Der Vorstand vertritt den Pfarreirat in der Öf-
fentlichkeit.

§ 8 
Sitzungen

1.	 Der Pfarreirat tritt auf Einladung des/der Vor-
sitzenden mindestens einmal im Vierteljahr und 
außerdem dann zusammen, wenn ein Drittel der 
Mitglieder des Pfarreirates oder ein Mitglied des 
Vorstandes dies verlangt. 

2.	 Die Sitzungen des Pfarreirates sind in der Regel 
öffentlich. Bei besonderen Anliegen sollen Ver-
treter von Verbänden oder betroffenen Pfarrei-
einrichtungen zu den Pfarreiratssitzungen einge-
laden werden. 

3.	 Nicht öffentlich sind zu behandeln: 

a)	 Personalangelegenheiten, 
b)	 sonstige Angelegenheiten, die der Natur der 

Sache nach vertraulich zu behandeln sind. 
Die Entscheidung über die Nichtöffentlich-
keit trifft der Vorstand abschließend.

4.	 Darüber hinaus kann das Bischöfliche General-
vikariat/Bischöflich Münstersches Offizialat be-
stimmen, dass einzelne Angelegenheiten nicht 
öffentlich behandelt werden.

5.	 Die Sitzungen des Vorstandes und der Sachaus-
schüsse sind in der Regel nicht öffentlich. 

6.	 Die Vorsitzenden der Sachausschüsse oder die 
Sachbeauftragten sowie die Vorsitzenden der 
Gemeindeausschüsse haben, soweit sie nicht 
Mitglied des Pfarreirates sind, das Recht, an den 
Sitzungen des Pfarreirates teilzunehmen und 
sich zur Sache zu äußern.

7.	 Über die Sitzungen des Pfarreirates ist ein Er-
gebnisprotokoll anzufertigen, das von der/dem 
Vorsitzenden und der Protokollführung zu unter-
schreiben ist. Die Protokolle über die Sitzungen 
des Pfarreirates gehören zu den amtlichen Akten 
und sind im Pfarrarchiv aufzubewahren.

§ 9 
Beschlussfassung

1.	 Der Pfarreirat ist beschlussfähig, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Er fasst 
seine Beschlüsse mit der Mehrheit der anwe-
senden Mitglieder.

2.	 Beschlüsse, die der verbindlichen Glaubens- 
und Sittenlehre oder dem allgemeinen oder di-
özesanen Kirchenrecht widersprechen sind un-
gültig. In Zweifelsfällen entscheidet der Bischof 
unter Angabe der Gründe. 

3.	 Erklärt der leitende Pfarrer förmlich aufgrund 
seiner pastoralen Verantwortung und unter An-
gabe der Gründe, dass ein Beschluss die Aus-
übung der Grundaufgaben in der Liturgie, Ver-
kündigung oder Diakonie einschränkt, so hat 
dieser Einspruch für den Beschluss aufschie-
bende Wirkung. Die anstehende Frage ist im 
Pfarreirat innerhalb von 6 Wochen erneut zu 
beraten. Kommt auch hier eine Einigung nicht 
zustande, ist die zuständige Schiedsstelle (siehe 
§ 14) anzurufen. Einigt man sich dabei nicht, 
entscheidet der Bischof. 

4.	 Ist nach Meinung der Mehrheit des Pfarreirates 
oder des leitenden Pfarrers eine gedeihliche Zu-
sammenarbeit im Pfarreirat nicht mehr gegeben, 
ist die zuständige Schiedsstelle (siehe § 14) an-
zurufen. Kommt eine Einigung dort nicht zu-
stande, entscheidet der Bischof. Er kann auch 
Neuwahlen anordnen.

§ 10 
Sachausschüsse und Projektgruppen

1.	 Für Sachbereiche, die einer kontinuierlichen 
Beobachtung und ständigen Mitarbeit des Pfar-
reirates bedürfen, bildet der Pfarreirat Sachaus-
schüsse oder bestellt Beauftragte für diese Sach-
bereiche. 

a)	 In die Sachausschüsse können auch Personen 
berufen werden, die nicht Mitglieder des 
Pfarreirates sind. Die Vorsitzenden der Sach-
ausschüsse oder die Beauftragten sollen dem 
Pfarreirat angehören. 

b)	 Die Sachausschüsse haben die Aufgaben, in 
ihrem jeweiligen Sachbereich die Entwick-
lung zu beobachten, den Pfarreirat, Einrich-
tungen der Pfarrei und die in dem jeweiligen 
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Sachbereich tätigen Verbände und Instituti-
onen zu beraten sowie Maßnahmen, für die 
kein Träger vorhanden ist, im Einvernehmen 
mit dem Pfarreirat durchzuführen. Öffent-
liche Aussagen und Stellungnahmen bedür-
fen der vorherigen Zustimmung des Vor-
standes des Pfarreirates. 

2.	 Für zeitlich befristete Aufgaben können Projekt-
gruppen eingerichtet werden.

§ 11 
Gemeindeausschuss 

1.	 Pfarreien können als Gemeinschaft von Gemein-
den gestaltet werden. In diesem Fall werden vom 
Pfarreirat Gemeindeausschüsse eingerichtet. 
Gemeinde wird hier verstanden als Ort und Ge-
legenheit, wo das Evangelium und die Lebens-
wirklichkeit in Freiheit aufeinander treffen. Sind 
Gemeinden durch Orte geprägt, an denen sich 
Menschen versammeln (z. B. ehemalige eigen-
ständige Pfarreien, Ortsteile, Seelsorgebezirke), 
sprechen wir von „territorialer Gemeinde“. Sind 
Gemeinden durch Lebensräume, Anliegen oder 
Themen geprägt, die Menschen sammeln, spre-
chen wir von „personaler Gemeinde“. Sie zeich-
nen sich durch unterschiedliche Intensitäten und 
Dauer aus. Ein Gemeindeausschuss soll für sol-
che Gemeinden eingerichtet werden, die aller 
Voraussicht nach für die Dauer der Legislatur-
periode Bestand haben.

2.	 Die Aufgaben der Gemeindeausschüsse  von 
territorialen und personalen Gemeinden sind 
unterschiedlich.

2.1.	Die Aufgaben des Gemeindeausschusses  
einer territorialen Gemeinde sind insbeson-
dere:
a)	 Ansprechpartner für Gruppen und Ein-

zelpersonen „vor Ort“,
b)	 Schaffung eines „Netzwerkes“ mit wei-

teren kirchlichen Einrichtungen sowie 
anderen Partnern im Sozialraum (Kom-
mune, evangelische Kirchengemeinde, 
Stadtteilinitiativen etc.),

c)	 Gewinnung des Überblicks über den 
„Sozial- und Lebensraum“,

d)	 Planung von Aktionen und Veranstal-
tungen,

e)	 Repräsentation bei Anlässen der Ge-
meinde.

2.2.	Die Aufgaben  eines Gemeindeausschusses 
einer Personalgemeinde sind insbesondere 
die Mitgestaltung des Lebens und Glaubens 

auf Ebenen der Pfarrei, die Vertretung der 
Anliegen der Gemeinde auf dieser Ebene 
sowie die Vernetzung mit anderen Gemein-
den und der Pfarrei.

3.	 Einem Gemeindeausschuss gehört mindestens ein 
Mitglied des Pfarreirates an. Dieses gewährleistet 
den Informationsaustausch und die Kooperation 
zwischen Pfarreirat und Gemeindeausschuss. 

4.	 Es können auch alle gewählten und berufenen 
Pfarreiratsmitglieder der jeweiligen Gemeinde 
in einen Gemeindeausschuss berufen werden. 

5.	 Der leitende Pfarrer kann Mitglied des Gemein-
deausschusses sein oder eine andere Person aus 
dem Seelsorgeteam entsenden.

6.	 Erklärungen und Verlautbarungen an die Öf-
fentlichkeit bedürfen der Zustimmung des Vor-
standes des Pfarreirates. 

7.	 Der Pfarreirat entscheidet über das Verfahren 
zur Besetzung der Gemeindeausschüsse. Nähe-
res regelt eine entsprechende Ordnung.

§ 12  
Pfarrkonvent und Pfarrversammlung

1.	 Der Pfarreirat lädt einmal im Jahr die Mitglieder 
des Pastoralteams, der Sachausschüsse, der Pro-
jektgruppen, des Kirchenvorstandes und der Ge-
meindeausschüsse sowie die Vertretungen der 
Orte kirchlichen Lebens und Glaubens zu einem 
Pfarrkonvent ein. Dazu gehören auch die Ver-
tretungen kirchlich anerkannter Gruppierungen, 
Verbände, Institutionen und Träger. Die Veran-
staltung ist öffentlich.

	 Aufgabe des Konventes ist es: 

a)	 die Vielfalt kirchlichen Lebens in der Pfarrei 
erlebbar und erfahrbar zu machen, 

b)	 zu reflektieren und darzustellen, ob und wie 
kirchliches Leben in den Lebenswelten der 
Menschen gestaltet wird, 

c)	 die Konzeption und Ausgestaltung der pa-
storalen, politischen und sozialen Arbeit des 
Pfarreirates kritisch zu begleiten und Anre-
gungen zur Weiterentwicklung der Arbeit zu 
geben. 

d)	 bei der Umsetzung des lokalen Pastoral-
planes mitzuwirken.

2.	 Der Pfarreirat kann jährlich alle Mitglieder der 
Pfarrei zu einer Pfarrversammlung einladen.

§ 13 
Zusammenarbeit mit dem  

Kirchenvorstand/Kirchenausschuss
1.	 Der Pfarreirat entsendet ein Mitglied mit bera-

tender Stimme zu den Sitzungen des Kirchenvor-
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standes/Kirchenausschusses. Es ist berechtigt 
und auf Verlangen des Pfarreirates verpflichtet, 
unter Beachtung der Geheimhaltungspflicht im 
Pfarreirat zu berichten. 

2.	 Beschlüsse des Pfarreirates, deren Durchfüh-
rung finanzielle Aufwendungen der Pfarrei er-
fordern, leitet dieser mit der Bitte um baldige 
Entscheidung dem Kirchenvorstand/Kirchen-
ausschuss zu. Sie werden mit der Mittelbereit-
stellung wirksam. 

3.	 Der Pfarreirat lädt in der Regel einmal im Jahr 
den Kirchenvorstand/Kirchenausschuss zu einer 
gemeinsamen Sitzung ein. Hierbei legt er ins-
besondere die pastoralen Schwerpunkte dar und 
berichtet über den Stand der Erstellung bzw. Re-
alisierung des lokalen Pastoralplanes. 

4.	 Der Pfarreirat versieht die Genehmigungsvorla-
ge des Haushaltes durch den Kirchenvorstand/ 
Kirchenausschuss an das Bischöfliche General-
vikariat/Bischöflich Münstersche Offizialat mit 
seiner Stellungnahme.

§ 14 
Schiedsstelle

Die in §§ 5 und 9 genannte Schiedsstelle liegt 
beim Diözesanrat im Bistum Münster.

§ 15 
Übergangsregelung

Der Bischof kann in begründeten Fällen vom all-
gemeinen Wahltag abweichende Wahltermine, ab-
weichende Wahlverfahren oder auch eine von den 
allgemeinen Regeln abweichende Amtsperiode fest-
legen.

§ 16 
Inkrafttreten und Geltungsdauer

Diese Satzung ist verbindlich für alle Pfarreiräte 
im Bistum Münster. 

Sie tritt mit Veröffentlichung im Kirchlichen 
Amtsblatt Münster für die Dauer der Wahlperiode 
2017 bis 2021 in Kraft und ist erstmals zu der am 
11./12. November 2017 stattfindenden Wahl der 
Pfarreiräte im Bistum Münster anzuwenden.

Gleichzeitig treten die Satzung für Pfarreiräte im 
Bistum Münster vom 1. Februar 2013 sowie alle 
weiteren im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlichten 
entgegenstehenden Regelungen, Ergänzungen, Hin-
weise und Änderungen außer Kraft

Vor Ablauf der Wahlperiode 2017/2021 ist bis spä-
testens zum Ende des Jahres 2020 über die weitere 
Geltung dieser Satzung im Diözesanrat zu beraten/
zu entscheiden. Wird nicht fristgerecht entschie-

den, gilt diese Satzung auch für die folgende Wahl-
periode. 

Münster, den 15. Januar 2017

L. S.	 † Dr. Felix Genn
	 Bischof von Münster

Art. 14	 Wahlordnung für Pfarreiräte 

I	 Allgemeine Bestimmungen

§ 1  
Wahlgrundsätze

1. 	Die Mitglieder der Pfarreiräte gem. § 3 Abs. 
1 b) der Satzung für die Pfarreiräte (PR-Sat-
zung) werden in allgemeiner, unmittelbarer, 
freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt.

2. 	Jedes Mitglied einer Pfarrei kann nur einmal 
wählen. Dies gilt insbesondere auch bei Bil-
dung von Wahlbezirken (§ 4) oder Ausübung 
des Wahlrechts in einer anderen Pfarrei (§ 7).

§ 2  
Wahltermin

1.	 Die Wahlen der Pfarreiräte finden regelmäßig 
alle vier Jahre statt, soweit nicht der Bischof 
in begründeten Fällen eine andere Amtsperi-
ode festlegt.

2.	 Der Wahlausschuss bestimmt das oder die 
Wahllokale und setzt eine ausreichende Zeit-
dauer für die Wahl fest.

§ 3  
Zahl der Mitglieder

	 Die Zahl der zu wählenden Mitglieder ergibt 
sich aus § 3 Abs. 1 b) der PR-Satzung.

§ 4  
Bildung von Wahlbezirken

1. 	Eine Pfarrei kann – anstelle der einheitlichen 
Wahl für das gesamte Gebiet der Pfarrei – 
eine Wahl nach Wahlbezirken vornehmen, 
wenn dies aus pastoralen oder räumlichen 
Gründen angezeigt ist. Darüber entscheidet 
der Pfarreirat. Wird die Pfarrei als Gemein-
schaft von Gemeinden gebildet, so werden 
Wahlbezirke übereinstimmend mit den je-
weiligen Gemeindegebieten festgelegt. An-
sonsten findet die einheitliche Wahl für das 
gesamte Gebiet der Pfarre statt. Die Ent-
scheidung für die Wahl nach Wahlbezirken 
muss spätestens drei Monate vor der Wahl 
getroffen werden.

2. 	Entscheidet sich eine Pfarrei nach Wahlbe-
zirken zu wählen, so sind die Bischöfliche 
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Behörde und der Wahlausschuss unverzüg-
lich zu informieren.

3. 	Werden Wahlbezirke gebildet, so ist jeder 
Wahlberechtigte in dem Wahlbezirk wahlbe-
rechtigt, in dem er ansässig ist oder gem. § 7 
Abs. 1 i. V. m. § 4 Abs. 3 PR-Satzung aktiv 
ist.

§ 5  
Wahlverfahren bei einheitlichen Wahlen  

und Wahlen in Wahlbezirken
1.	 Wird einheitlich für die gesamte Pfarrei ge-

wählt, so wird eine einheitliche Kandidaten-
liste aufgestellt. 

2.	 Wird in Wahlbezirken gewählt, so muss der 
Pfarreirat gleichzeitig mit der Entscheidung 
für die Wahl in Wahlbezirken festlegen, ob 
die Wahl als paritätische Wahl (nachfolgend 
3.), als proportionale Wahl (nachfolgend 
4.) oder als modifiziert proportionale Wahl 
(nachfolgend 5) durchgeführt werden soll 
und dies unverzüglich dem Wahlausschuss 
und der Bischöflichen Behörde mitteilen.

3. 	Im Fall der paritätischen Wahl wird aus je-
dem Wahlbezirk die gleiche Zahl zu wäh-
lender Mitglieder gewählt, mithin die Zahl 
der Sitze nach § 3 Abs. 1 b) der PR-Satzung 
auf die Wahlbezirke verteilt. 

4. 	Im Fall der proportionalen Wahl nach Wahl-
bezirken wird die Zahl der nach § 3 Abs. 1 
b der PR-Satzung zu wählenden Mitglieder 
nach der Zahl der in dem jeweiligen Wahlbe-
zirk ansässigen Gemeindemitglieder auf die 
jeweiligen Wahlbezirke aufgeteilt. 

5. 	Im Fall der modifiziert proportionalen Wahl 
wird die Zahl der nach § 3 Abs. 1 b zu wäh-
lenden Mitglieder nicht strikt nach der Zahl 
der in dem jeweiligen Wahlbezirk ansässigen 
Gemeindemitglieder ermittelt, sondern nach 
einem vom Pfarreirat festgelegten Proporz-
schlüssel unter Berücksichtigung ortspezi-
fischer Kriterien.

6. 	Die Ermittlung der Zahl der für die einzelnen 
Wahlbezirke zu wählenden Mitglieder (Abs. 
3., 4. oder 5.) erfolgt durch den Wahlaus-
schuss.

7. 	Für die Durchführung der Wahl wird vom 
Wahlausschuss ein einheitlicher Stimmzettel 
mit den Namen aller Kandidaten/innen er-
stellt, auch wenn nach Wahlbezirken gewählt 
wird. In letzterem Fall werden die Kandi-
daten/innen nach entsprechend gekennzeich-
neten Wahlbezirken getrennt aufgeführt.

8. 	Die Wahlberechtigten einer Pfarrei haben 
gleiches Stimmrecht; jeder kann maximal 
soviel Stimmen abgeben und auf die Kandi-
daten auf dem Wahlzettel verteilen, wie nach 
§ 3 Abs. 1 b) der PR-Satzung Mitglieder zu 
wählen sind. Keinem Kandidaten darf mehr 
als eine Stimme gegeben werden.

9. 	Gewählt sind die Kandidaten/innen mit den 
meisten Stimmen; sofern nach Wahlbezirken 
gewählt wird, sind aus den jeweiligen Wahl-
bezirken entsprechend der dort zu wählenden 
Zahl der Mitglieder die Kandidaten/innen 
mit den meisten Stimmen gewählt.

§ 6  
Wahl in Personalgemeinden

	 Personalgemeinden können dem Pfarreirat einen 
Antrag auf Einrichtung eines Gemeindeaus-
schusses vorlegen. Der Pfarreirat seinerseits 
kann Personalgemeinden auf die Möglichkeit 
der Wahl eines Gemeindeausschusses hinwei-
sen.

	 Ein Gemeindeausschuss soll für solche Gemein-
den eingerichtet oder gewählt werden, die aller 
Voraussicht nach für die Dauer der Legislaturpe-
riode Bestand haben.

	 Die Entscheidung für die Wahl bzw. Einrichtung 
von Gemeindeausschüssen muss spätestens drei 
Monate vor der Wahl getroffen werden. Die Ent-
scheidung liegt beim aktuellen Pfarreirat.

§ 7 
Aktives und passives Wahlrecht

	 Die aktive und passive Wahlberechtigung erge-
ben sich aus § 4 der PR-Satzung.

§ 8 
Wahlrecht in einer anderen Pfarrei

1. 	Die Ausübung des aktiven oder passiven 
Wahlrechts in einer anderen Pfarrei ist unter 
den Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 der PR-
Satzung auf Antrag möglich. 

2. 	Der Antrag auf Aufnahme in die Wählerliste 
ist an den Wahlausschuss der Wahlpfarrei zu 
stellen, der über den Antrag entscheidet. 

3. 	Wird dem Antrag zugestimmt, sind sowohl 
der Antragsteller als auch dessen Wohnsitz-
pfarrei unverzüglich schriftlich zu informie-
ren. Der Wahlausschuss der Wahlpfarrei teilt 
der Wohnsitzpfarrei die erfolgte Eintragung 
in die Wählerliste mit und bittet um Strei-
chung des Namens aus der Wählerliste der 
Wohnsitzpfarrei. 
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4. 	Wird der Antrag abgelehnt, ist der Antrag-
steller unter Angabe der Gründe hierüber 
schriftlich zu benachrichtigen.

II.	 Wahlvorbereitung

§ 9 
Berufung und Zusammensetzung  

des Wahlausschusses
1. 	Zur Vorbereitung der Wahl beruft der beste-

hende Pfarreirat mindestens acht Wochen vor 
dem Wahltermin einen Wahlausschuss.

2. 	Dem Wahlausschuss gehören an:
a) 	der leitende Pfarrer oder ein von ihm be-

nannter Vertreter und

b)	 sechs vom bisherigen Pfarreirat zu wäh-
lende Mitglieder.

3. 	Wo kein Pfarreirat besteht, beruft der leiten-
de Pfarrer sechs wahlberechtigte Pfarreimit-
glieder in den Wahlausschuss.

4. 	Der Wahlausschuss wählt aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden. Beschlüsse werden mit 
der Mehrheit der Anwesenden gefasst.

§ 10 
Aufgaben des Wahlausschusses

	 Der Wahlausschuss hat die Aufgaben:
1.	 Kandidaten für die Wahl des Pfarreirates auf-

zustellen (Wahlvorschlag, § 10),
2.	 die eingehenden Ergänzungsvorschläge auf 

ihre Ordnungsmäßigkeit zu prüfen (§ 11),
3.	 den endgültigen Wahlvorschlag bekannt zu 

geben (§ 12),
4.	 Wahllokale und Zeitdauer für die Wahl zu 

bestimmen (§ 2 Abs. 2),
5.	 die Stimmzettel zu erstellen (§ 5 Abs. 6),
6.	 das Wählerverzeichnis, ggf. getrennt nach 

Wahlbereichen, zu erstellen,
7.	 den Wahlvorstand zu bestellen (§ 12), 
8.	 das Ergebnis zu prüfen und endgültig festzu-

stellen (§ 16) sowie bei Wahlen nach Wahlbe-
zirken über die den einzelnen Wahlbezirken 
zuzuordnende Zahl der Sitze im Pfarreirat 
(§ 5 Abs. 5) und über Anträge nach § 7 Abs. 
2 zu entscheiden.

§ 11 
Wahlvorschläge

1.	 Die vom Wahlausschuss aufzustellende Vor-
schlagsliste soll wenigstens ein Viertel mehr 
Kandidaten enthalten, als Mitglieder zu wäh-
len sind. Die Liste muss jedoch mindestens 
zwei Kandidaten mehr enthalten, als zu wäh-

len sind, bei Wahlen nach Wahlbezirken je 
Wahlbezirk mindestens einen Kandidaten 
mehr als zu wählen ist.

	 Der Wahlausschuss kann zur Vorbereitung 
seines Wahlvorschlages zu einer Pfarrver-
sammlung einladen.

2.	 Im Wahlvorschlag sind die Namen der Kan-
didaten – ggf. getrennt nach Wahlbezirken – 
in alphabetischer Reihenfolge unter Angabe 
von Beruf, Alter und Wohnung aufzuführen.

3.	 Der Wahlausschuss macht spätestens sechs 
Wochen vor dem Wahltermin seinen Wahl-
vorschlag der Pfarrei bekannt. Dieser Wahl-
vorschlag ist unmittelbar nach der Bekannt-
gabe für die Dauer von zwei Wochen zur 
Einsicht offen zu legen. Er ist außerdem der 
Pfarrei in sonstiger geeigneter Weise, z. B. in 
den Gottesdiensten, durch Aushang oder im 
Pfarrbrief, mitzuteilen.

4.	 Gleichzeitig ist die Pfarrei darauf hinzuwei-
sen, dass innerhalb der Offenlegungsfrist des 
Wahlvorschlages weitere Vorschläge beim 
Wahlausschuss eingereicht werden können; 
der Vorschlag des Wahlausschusses wird um 
diese ergänzt.

5.	 Ein Ergänzungsvorschlag darf nicht mehr 
Namen enthalten, als Mitglieder zum Pfar-
reirat zu wählen sind. Für einen solchen Vor-
schlag sind mindestens zwölf Unterschriften 
von Wahlberechtigten erforderlich.

§ 12 
Bekanntgabe des endgültigen  

Wahlvorschlages
	 Der Wahlausschuss hat nach Ablauf der Offen-

legungsfrist innerhalb einer Woche den end-
gültigen Wahlvorschlag (ggf. getrennt nach 
Wahlbezirken) in alphabetischer Reihenfol-
ge aufzustellen und in den Gottesdiensten am 
Sonntag vor der Wahl und in sonstiger Weise 
(z.  B. durch Wahlbenachrichtigung, Aushang 
oder im Pfarrbrief) bekannt zu geben.

III.	Wahldurchführung

§ 13 
Wahlvorstand

	 Zur Durchführung der Wahl hat der Wahlaus-
schuss für jedes Wahllokal einen Wahlvorstand 
mit drei, fünf oder sieben Mitgliedern zu bestel-
len. Kandidaten für die Wahl des Pfarreirates 
können dem Wahlvorstand nicht angehören. Der 
Wahlvorstand hat für den ungestörten Ablauf 
der Wahl zu sorgen, die Wähler zu registrieren, 
die Stimmzettel entgegenzunehmen und die 
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vorläufige Zählung der abgegebenen Stimmen 
vorzunehmen. Über die Wahlhandlung hat der 
Wahlvorstand eine Niederschrift aufzunehmen, 
die von den Mitgliedern des Wahlvorstandes zu 
unterzeichnen ist.

§ 14  
Wahlhandlung

1.	 Die Wähler geben zur Kontrolle ihrer Wahl-
berechtigung und zur Registrierung Namen, 
Alter und Anschrift bekannt. Die Angaben 
sind in Zweifelsfällen durch Personalpapiere 
zu belegen.

2.	 Die Wähler kreuzen auf dem Stimmzettel 
höchstens so viele Namen an, wie Mitglieder 
zu wählen sind.

3.	 Niemand  darf der Zutritt zum Wahlraum 
während des für die Wahl festgelegten Zeit-
rahmens und die Beobachtung des Ablaufs 
verboten werden, sofern dadurch die Wahl-
handlung nicht gestört wird. Dies gilt auch 
nach Schluss der Wahl bis zum Ende der 
Stimmenauszählung und der Verkündung 
des Wahlergebnisses mit Eintragung in die 
Niederschrift und deren abschließender Un-
terzeichnung.

§ 15 
Briefwahl

1.	 Briefwahl ist auf Antrag möglich. Zu ihrer 
Ausübung erhält der Wähler einen Brief-
wahlschein.

2.	 Die Briefwahl kann vom Tage nach der Be-
kanntgabe des endgültigen Wahlvorschlages 
bis zum Mittwoch vor der Wahl schriftlich 
oder mündlich bei dem Wahlausschuss (Post-
anschrift des Pfarrbüros) beantragt werden. 
Der Briefwahlschein wird zusammen mit 
dem Stimmzettel und dem amtlichen Wahl-
umschlag ausgehändigt.

3.	 Die Ausstellung eines Briefwahlscheines 
ist in dem Wählerverzeichnis zu vermerken 
oder in einem besonderen Verzeichnis fest-
zuhalten, das dem Wahlvorstand zur Regis-
trierung übergeben wird.

4.	 Der Wähler hat in einem verschlossenen 
Umschlag den Briefwahlschein und den 
verschlossenen amtlichen Wahlumschlag 
mit seinem Stimmzettel so rechtzeitig zu 
übersenden, dass der Wahlbrief spätestens 
am Wahltag bis zum Ende der festgesetzten 
Wahlzeit bei dem Wahlvorstand eingeht. Auf 
dem Briefwahlschein hat der Wähler zu ver-
sichern, dass er den Stimmzettel persönlich 
gekennzeichnet hat.

§ 15a 
Allgemeine Briefwahl (Barrierefreie Wahl)
1.	 Auf Beschluss des Pfarreirates, kann die 

Wahl insgesamt als Briefwahl durchgeführt 
werden. In diesem Fall erhält jede oder jeder 
Wahlberechtigte die Briefwahlunterlagen. 
Der Beschluss muss der Geschäftsstelle des 
Diözesanrates drei Monate vor der Wahl zu-
gehen. Mit dem Beschluss sind verbindliche 
Angaben zum Wahlverfahren nach § 5 zu 
machen. Über die Kostentragung ist das Ein-
vernehmen mit dem Kirchenvorstand herzu-
stellen.

2.	 Allen Wahlberechtigten werden bis späte-
stens zwei Wochen vor dem Wahltermin fol-
gende Wahlunterlagen zugesandt oder ausge-
händigt:
-	 Briefwahlschein,
-	 Stimmzettel,
-	 Stimmzettelumschlag,
-	 Briefwahlumschlag.

	 Die Bereitstellung der notwendigen Brief-
wahlscheine, der Stimmzettelumschläge und 
Briefwahlumschläge an den Wahlausschuss 
erfolgt durch das Bischöfliche Generalvika-
riat. Der Stimmzettel ist den Wahlunterlagen 
durch den Wahlausschuss beizufügen. Die 
Kosten eines ggfls. Versands der Unterlagen 
(Porto) an die Wahlberechtigten sind von der 
Kirchengemeinde zu tragen. Eine persön-
liche Zustellung ist möglich.

3.	 Der Wähler füllt gemäß § 14 Ziffer 2 per-
sönlich den Stimmzettel aus und übermit-
telt den Briefwahlumschlag mit den weite-
ren Wahlunterlagen durch die Post oder auf 
einem anderen Weg dem Vorsitzenden des 
Wahlausschusses über das zuständige Pfarr-
amt oder lässt den Wahlbrief bis zum Ende 
der Abstimmungszeit im Wahlraum abgeben. 
Danach eingehende Wahlbriefe sind ungül-
tig. Auf dem Briefwahlschein hat der Wähler 
durch seine Unterschrift zu versichern, dass 
er den Stimmzettel persönlich gekennzeich-
net hat. Fehlt der Briefwahlschein oder ist 
der Briefwahlschein nicht unterschrieben, so 
ist der Stimmzettel ungültig.

4.	 Die eingehenden Wahlbriefe werden gesam-
melt und bis zum Wahltag unter Verschluss 
gehalten.

5.	 Zu Beginn des festgelegten Abstimmungs-
zeitraums werden die eingegangenen Wahl-
briefe in den Wahlraum gebracht und vom 
Vorsitzenden des Wahlausschusses geöffnet. 
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Dabei darf der Stimmzettelumschlag nicht 
geöffnet werden, sondern muss nach Regis-
trierung des betreffenden Briefwählers unge-
öffnet in die Wahlurne eingeworfen werden.

6.	 Auch bei der Durchführung einer allgemei-
nen Briefwahl ist vom Wahlvorstand am 
Wahltag ein Wahllokal einzurichten. Der 
Wahlausschuss legt fest, bis zu welchem 
Zeitpunkt am Wahltag Wahlbriefe abgege-
ben werden können. § 14 Ziffer 3 und § 16 
Ziffer 3 und 4 sind zu gewährleisten. Zu Ent-
gegennahme der Briefwahlunterlagen ist je 
(Filial-)Wahllokal ein Wahlvorstand mit drei 
anwesenden Mitgliedern zu bestellen.

§ 16 
Stimmabgabe in Filialwahllokalen

1.	 Bei der Wahl in Wahlbezirken oder in Pfar-
reien mit einer oder mehreren Filialkirchen 
kann neben der Wahl im Wahlraum an der 
Pfarrkirche gleichzeitig auch die Wahl in 
Wahlräumen in den Wahlbereichen oder an 
den Filialkirchen stattfinden, in denen jedes 
wahlberechtigte Mitglied der Pfarrei wählen 
kann. Für diese Wahl ist eine Wahlliste zu 
führen, in welche der Wähler mit vollständi-
gem Namen und seiner Hauptwohnung ein-
zutragen ist.

2.	 Nach Eintragung in die Wahlliste erhält der 
Wähler die für die Wahl im Filialwahllokal 
erforderlichen Wahlunterlagen (Stimmzettel, 
amtlicher Wahlumschlag und Briefwahlum-
schlag). Der ausgefüllte Stimmzettel wird in 
den Wahlumschlag und dieser verschlossen 
in den Briefwahlumschlag gegeben. Vor der 
Stimmabgabe ist der Briefwahlumschlag mit 
vollständigem Namen und der Hauptwoh-
nung des Wählers zu versehen.

3.	 Nach Ende der Wahl werden Wahlbriefe und 
Wahlliste unverzüglich in den Wahlraum an 
der Pfarrkirche gebracht, wo sodann die Aus-
zählung der abgegebenen Stimmen durch 
den Wahlvorstand erfolgt.

4.	 Die in Filialwahllokalen abgegebenen Brief-
umschläge werden mit den Eintragungen in 
der Wahlliste und dem Wählerverzeichnis 
verglichen. Erst wenn alle Wahlbriefe geprüft 
sind, werden sie geöffnet und die Wahlum-
schläge in die Wahlurne des Wahllokals an 
der Pfarrkirche gegeben.

IV.	Abschluss der Wahl

§ 17 
Feststellung des Wahlergebnisses

1.	 Gewählt sind die Kandidaten, die die meisten 

Stimmen erhalten, in der Reihenfolge der für 
sie abgegebenen Stimmenzahl. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los.

2.	 Ein abgegebener Stimmzettel ist ungültig, 
wenn

a)	 er unterschrieben oder anderweitig 
kenntlich gemacht ist,

b)	 gewählte Kandidaten nicht eindeutig 
bzw. ausreichend kenntlich gemacht 
sind,

c)	 auf ihm mehr Namen angekreuzt sind, 
als Kandidaten zu wählen waren,

d)	 einzelne Kandidaten/innen mehrfach 
angekreuzt sind,

e)	 neben der Kennzeichnung des/der Ge-
wählten weitere Zusätze angebracht 
wurden oder

f)	 mehr als ein Stimmzettel in einem Um-
schlag enthalten ist.

3.	 Über die Gültigkeit von Stimmzetteln mit 
zweifelhafter Kennzeichnung entscheidet 
der Wahlvorstand. Für ungültig erklärte 
Stimmzettel sind mit fortlaufender Nummer 
zu versehen und der Wahlniederschrift beizu-
fügen. In der Niederschrift sind die Gründe 
der Entscheidung kurz anzugeben.

4.	 Das Ergebnis der vorläufigen Stimmenzäh-
lung ist in die Niederschrift des Wahlvor-
standes aufzunehmen. Die Niederschrift ist 
dem Wahlausschuss unverzüglich zuzuleiten.

§ 18 
Wahlprüfung

1.	 Der Wahlausschuss hat das Wahlergebnis zu 
prüfen und endgültig festzustellen.

2.	 Das Wahlergebnis ist an dem auf den Wahltag 
folgenden Sonntag im Gottesdienst bekannt 
zu geben. Gleichzeitig ist das Wahlergebnis 
in sonstiger geeigneter Form, z. B. durch 
Aushang oder im Pfarrbrief, mitzuteilen.

3.	 Binnen einer Woche nach Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses kann die Gültigkeit der 
Wahl beim Wahlausschuss schriftlich unter 
Angabe von Gründen angefochten werden. 
Die Anfechtung kann nur auf Mängel ge-
stützt werden, die in der Person einer oder 
eines Gewählten liegen. Die Anfechtung 
kann nur gestützt werden auf Nichteinhal-
tung der Maßgaben gemäß § 4 der Satzung 
bei Gewählten oder auf Verfahrensmängel, 
die für den Ausgang der Wahl erheblich sein 
können. 
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	 Der Wahlausschuss hat etwaige Einsprüche 
mit seiner Stellungnahme unverzüglich dem 
Bischof vorzulegen, damit darüber entschie-
den werden kann.

V.	 Schlussbestimmungen

§ 19 
Bekanntgabe

1.	 Die Namen aller Mitglieder des Pfarreirates 
sowie des Vorsitzenden und seiner Stellver-
treter sind vom leitenden Pfarrer bis späte-
stens 6 Wochen nach dem Wahltermin der 
Pfarrei bekannt zu geben.

2.	 Der Vorsitzende sendet unverzüglich, jeden-
falls binnen von 14 Tagen nach der Wahl, den 
Wahlbericht über den Diözesanrat an das Bi-
schöfliche Generalvikariat/Bischöflich Mün-
stersche Offizialat.

3.	 Der/die Vorsitzende teilt innerhalb von 
8 Wochen nach der Wahl dem Bischöflichen 
Generalvikariat/Bischöflich Münsterschen 
Offizialat über den Diözesanrat die Zusam-
mensetzung des Pfarreirates (Namen und 
Kontaktdaten aller Mitglieder, des Vor-
standes und der/des Vorsitzenden) mit.

§ 20 
Inkrafttreten und Geltungsdauer

	 Diese Wahlordnung ist verbindlich für alle Pfar-
reiräte im Bistum Münster. 

	 Sie tritt mit Veröffentlichung im Kirchlichen 
Amtsblatt Münster für die Dauer der Wahl-
periode 2017 bis 2021 in Kraft und ist erstmals 
zu der am 11./12. November 2017 stattfindenden 
Wahl der Pfarreiräte im Bistum Münster anzu-
wenden.

	 Gleichzeitig treten die Wahlordnung für Pfarrei-
räte im Bistum Münster vom 1. Februar 2013 so-
wie alle weiteren im Kirchlichen Amtsblatt ver-
öffentlichten entgegenstehenden Regelungen, 
Ergänzungen, Hinweise und Änderungen außer 
Kraft.

	 Vor Ablauf der Wahlperiode 2017/2021 ist bis 
spätestens zum Ende des Jahres 2020 über die 
weitere Geltung dieser Wahlordnung im Diö-
zesanrat zu beraten/zu entscheiden. Wird nicht 
fristgerecht entschieden, gilt diese Wahlordnung 
auch für die folgende Wahlperiode.

Münster, den 15. Januar 2017

L. S.		 † Dr. Felix Genn
			   Bischof von Münster

Art. 15	 Ordnung für Gemeindeausschüsse 

Pfarreien können als Gemeinschaft von Gemein-
den gestaltet werden. In diesem Fall werden vom 
Pfarreirat Gemeindeausschüsse eingerichtet. Ge-
meinde wird hier verstanden als Ort und Gelegenheit, 
wo das Evangelium und die Lebenswirklichkeit in 
Freiheit aufeinander treffen. Sind Gemeinden durch 
Orte geprägt, an denen sich Menschen versammeln 
(z. B. ehemalige eigenständige Pfarreien, Ortsteile, 
Seelsorgebezirke), sprechen wir von „territorialer 
Gemeinde“. Sind Gemeinden durch Lebensräume, 
Anliegen oder Themen geprägt, die Menschen sam-
meln, sprechen wir von „personaler Gemeinde“. 
Gemeinden zeichnen sich durch unterschiedliche 
Intensitäten und Dauer aus. Ein Gemeindeausschuss 
soll für solche Gemeinden eingerichtet werden, die 
aller Voraussicht nach für die Dauer der Legislatur-
periode Bestand haben.

Sie haben die Aufgabe, kirchliches Leben im 
Rahmen des Gesamtkonzeptes der Pfarrei zu ent-
wickeln und zu organisieren. Gemeindeausschüsse 
sind Bestandteile des gemeinsamen Handelns des 
Pfarreirates. Beschlüsse des Pfarreirates sind für 
Gemeindeausschüsse bindend. Erklärungen und 
Verlautbarungen an die Öffentlichkeit bedürfen der 
Zustimmung des Vorstandes des Pfarreirates.

§ 1 
Zentrale Aufgaben 

1. 	 Die Aufgaben der Gemeindeausschüsse  von 
territorialen und personalen Gemeinden sind 
unterschiedlich.

2. 	 Die Aufgaben der  Gemeindeausschusses einer 
territorialen Gemeinde sind insbesondere:

a)	 Ansprechpartner für Gruppen und Einzelper-
sonen „vor Ort“,

b)	 Schaffung eines „Netzwerkes“ mit weiteren 
kirchlichen Einrichtungen sowie anderen 
Partnern im Sozialraum (Kommune, evange-
lische Kirchengemeinde, Stadtteilinitiativen 
etc.),

c)	 Gewinnung des Überblicks über den „Sozial- 
und Lebensraum“,

d)	 Planung von Aktionen und Veranstaltungen,
e)	 Repräsentation bei Anlässen der Gemeinde.

3. 	 Die Aufgaben eines Gemeindeausschusses einer 
Personalgemeinde sind insbesondere die Mitge-
staltung des Lebens und Glaubens auf Ebene der 
Pfarrei, Vertretung der Anliegen der Gemeinde 
auf dieser  Ebene sowie die Vernetzung mit an-
deren Gemeinden und der Pfarrei.
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§ 2 
Mitglieder

Der Pfarreirat entscheidet über das Verfahren zur 
Besetzung der Gemeindeausschüsse (§ 3).

1. 	 Einem Gemeindeausschuss gehört mindestens 
ein Mitglied des Pfarreirates an. Dieses ge-
währleistet den Informationsaustausch und die 
Kooperation zwischen Pfarreirat und Gemein-
deausschuss. 

2. 	 Es können auch alle gewählten und berufenen 
Pfarreiratsmitglieder der jeweiligen Gemeinde 
in einen Gemeindeausschuss berufen werden.

3. 	 Der leitende Pfarrer kann Mitglied des Gemein-
deausschusses sein oder eine andere Person aus 
dem Seelsorgeteam entsenden.

§ 3 
Verfahren zur Besetzung des Gemeindeausschusses

Zur Besetzung des Gemeindeausschusses beste-
hen die im Folgenden unter Ziffer 1 – 3 aufgeführten 
Möglichkeiten (für Gemeindeausschüsse von perso-
nalen Gemeinden nur Ziffer 1 und 2), aus denen der 
Pfarreirat sich rechtzeitig vor der Pfarreiratswahl für 
eine entscheidet. Diese Entscheidung gilt auf dem 
Gebiet einer Pfarrei verbindlich für alle zu bilden-
den Gemeindeausschüsse.

1. 	 Berufung

	 Die Mitglieder des Gemeindeausschusses wer-
den vom Pfarreirat analog zum Verfahren für die 
Besetzung von Sachausschüssen berufen (vgl. 
§ 10 der Pfarreiratssatzung).

2. 	 Wahl auf einer Gemeindeversammlung

	 Die Mitglieder des Gemeindeausschusses wer-
den auf einer Gemeindeversammlung geheim 
gewählt, sofern sich die Versammlung nicht auf 
eine andere Form verständigt. Der Pfarreirat be-
ruft dazu einen Wahlausschuss für die Wahl des 
Gemeindeausschusses, der ein angemessenes 
Wahlverfahren erarbeitet und die Wahl durch-
führt.

3.	 Wahl analog der Pfarreiratswahl (Nur für territo-
riale Gemeindeausschüsse)

	 Die Mitglieder des Gemeindeausschusses wer-
den von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
jeweiligen Gemeinde zur selben Zeit und unter 
denselben Bedingungen wie der Pfarreirat ge-
wählt. Die geltende Wahlordnung für Pfarrei-
räte findet entsprechend Anwendung. Vorberei-
tung und Durchführung der Wahl obliegen dem 
Wahlausschuss für die Pfarreiratswahl.

§ 4 
Konstituierung, Leitung und Arbeitsweise

1. 	 Spätestens vier Wochen nach der konstituie-
renden Sitzung des Pfarreirates findet auf Ein-
ladung des nach § 2.1 geborenen Mitglieds die 
konstituierende Sitzung des Gemeindeausschus-
ses statt.

2. 	 Der Gemeindeausschuss bestimmt aus seiner 
Mitte eine Leitung, die von einer Person oder 
einem Team wahrgenommen werden kann. Die 
Leitung steht dem Gemeindeausschuss vor, ver-
tritt ihn in der lokalen Öffentlichkeit und trägt 
für die Anbindung an den Pfarreirat Sorge.

3. 	 Für Arbeitsweise und Beschlussfassung des Ge-
meindeausschusses gelten § 8 und § 9 der Sat-
zung für die Pfarreiräte. Gibt sich der Gemein-
deausschuss eine eigene Geschäftsordnung, so 
bedarf diese der Zustimmung des Pfarreirates.

§ 5 
Inkrafttreten und Geltungsdauer

Diese Ordnung für Gemeindeausschüsse ist ver-
bindlich für alle Pfarreiräte und Gemeindeausschüs-
se im Bistum Münster. 

Sie tritt mit Veröffentlichung im Kirchlichen 
Amtsblatt Münster für die Dauer der Wahlperiode 
2017 bis 2021 in Kraft und ist erstmals zu der am 
11./12.  November 2017 stattfindenden Wahl der 
Pfarreiräte im Bistum Münster anzuwenden.

Gleichzeitig treten die Ordnung für Gemeindeaus-
schüsse im Bistum Münster vom 1. Februar 2013 
sowie alle weiteren im Kirchlichen Amtsblatt veröf-
fentlichten entgegenstehenden Regelungen, Ergän-
zungen, Hinweise und Änderungen außer Kraft.

Vor Ablauf der Wahlperiode 2017/2021 ist bis spä-
testens zum Ende des Jahres 2020 über die weitere 
Geltung dieser Ordnung im Diözesanrat zu beraten/
zu entscheiden. Wird nicht fristgerecht entschieden, 
gilt diese Ordnung auch für die folgende Wahl-
periode.

Münster, den 15. Januar 2017

L. S.	 † Dr. Felix Genn
	 Bischof von Münster

Art. 16	T ermin Pfarreiratswahl

Im Jahr 2017 findet in Nordrhein-Westfalen in 
allen (Erz-)Bistümern die nächste Pfarreiratswahl 
statt. Für die Wahl wird als einheitlicher Wahltermin

Samstag/Sonntag, der 11./12. November 2017

festgesetzt.
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Grundlage dafür sind die Statuten für Pfarreiräte 
im Bistum Münster vom 15. Januar 2017. 

Zu beachten ist der nachfolgend aufgeführte Ter-
minplan.

Münster, den 15. Januar 2017

L. S.	 † Dr. Felix Genn
	 Bischof von Münster

Verordnungen und Verlautbarungen des Bischöflichen Generalvikariates

Art. 17	T erminplan für die Wahl 2017 
	 der Pfarreiräte im Bistum Münster 

Die nachstehenden Termine sind nach den Vor-
schriften der geltenden Statuten für die Pfarreiräte 
im Bistum Münster zusammengestellt und sind da-
her für alle Pfarreien des Bistums verbindlich 

Allgemeine Briefwahl 

bis 01.06.2017
Beschlussfassung über die Anwendung der Allge-
meinen Briefwahl (§ 15 a Wahlordnung = WO)
Beschlussfassung über die Einrichtung von Wahlbe-
zirken.
Beschlussfassung über Wahlverfahren (§ 5 WO)

Information an die Bischöfliche Behörde
vor dem 20.08 2017
Berufung des Wahlausschusses (§§ 9 und 10 der 
Wahlordnung = WO) 

bis 20.08.2017
Bekanntgabe des Wahlvorschlages des Wahlaus-
schusses (§ 11, Ziff. 1, 2, 3 WO) und Offenlegung 
des Wahlvorschlages mit dem Hinweis auf die Mög-
lichkeit von schriftlichen Ergänzungsvorschlägen 
(§ 5, Ziff. 3, 4, 5 WO) bis zum 03.09.2017

bis  10.09.2017
Aufstellung des endgültigen Wahlvorschlags (§ 11, 
Ziff. 3 WO)

bis 10.09.2017
Eingabe des Stimmzettels an die Bischöfliche Be-
hörde durch den Wahlausschuss

bis 28.10.2017
Zugang der Wahlunterlagen bei den Wählern (§ 15 
a, Ziff. 3 WO)

Urnenwahl

bis 19.08.2017
Beschlussfassung über Einrichtung von Wahlbezir-
ken
Beschlussfassung über Wahlverfahren (§ 5, Wahl-
ordnung = WO)
Information an die Bischöfliche Behörde

bis 16.09.2017
Berufung des Wahlausschusses (§§ 9 und 10  WO)

bis 30.09.2017
Bekanntgabe des Wahlvorschlages des Wahlaus-
schusses (§ 11, Ziff. 1, 2, 3 WO) und Offenlegung 
des Wahlvorschlages mit dem Hinweis auf die Mög-
lichkeit von schriftlichen Ergänzungsvorschlägen 
(§ 5, Ziff. 3, 4, 5 WO) bis zum 14.10.2017

bis 21.10.2017
Aufstellung des endgültigen Wahlvorschlages (§11, 
Ziff. 3 WO)

22.10. bis 08.11.2017
Frist zur Beantragung und Aushändigung von Brief-
wahlunterlagen (§ 15 WO)

Allgemeine Briefwahl  /  Urnenwahl

05.11.2017
Bekanntgabe des endgültigen Wahlvorschlags

11./12. November 2017
WAHL (§§ 13, 15, 15 a WO)

19.11.2017
Bekanntgabe des Wahlergebnisses (§ 18, Ziff. 2 
WO) in der Pfarrgemeinde

bis 26.11.2017
Möglichkeit des Einspruchs (§ 18, Ziff. 3 WO)

bis 03.12.2017
Erste Sitzung des Pfarreirates (§ 6, Ziff. 1 Satzung)

bis 24.12.2017
Zweite Sitzung des Pfarreirates mit der Wahl des 
Vorstandes  (§ 6, Ziff. 2 Satzung)
Bekanntgabe aller Mitglieder des Pfarreirates sowie 
des Vorsitzenden und seiner Stellvertreter durch den 
Pfarrer (§ 18, Ziff. 1 WO)

bis 07.01.2018
Benachrichtigung des Bischöflichen Generalvika-
riats, Münster bzw. des Bischöflich Münsterschen 
Offizialates, Vechta, über den Verlauf der Wahl und 
die Zusammensetzung des Pfarreirates (§ 19, Ziff. 2 
und 3 WO).
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Art. 18	 Richtlinien zur Ermittlung des  
	 Beschäftigungsumfanges der im  
	 liturgischen Dienst tätigen Mitarbeiterinnen 
	 oder Mitarbeiter mit Arbeitsverträgen  
	 nach KAVO

Eine Arbeitsgruppe der Personalwesen-Kom-
mission der (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, 
Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Pader-
born (Regional-KODA) hat für die Bemessung von 
Beschäftigungsumfängen im liturgischen Dienst 
Neuerungen empfohlen. Auf der Grundlage dieser 
Empfehlung wird für das Bistum Münster folgende 
Neufassung der Richtlinien erlassen. Diese Richt-
linien gelten für den Arbeitsvertrag zwischen der 
Kirchengemeinde und der im liturgischen Dienst tä-
tigen Mitarbeiterin oder dem im liturgischen Dienst 
tätigen Mitarbeiter.

I.	 Allgemeines

§ 1 
– Anwendungsbereich

(1)	 Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter im liturgi-
schen Dienst sind
a)	 Küsterin/Küster
b)	 Kirchenmusikerin/Kirchenmusiker (Or-

ganistin/Organist, Chorleiterin/Chorlei-
ter) und

c)	 Küsterin-Kirchenmusikerin/Küster- 
Kirchenmusiker

(2)	 Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter, die im Rah-
men ihres Arbeitsverhältnisses mit anderen 
Diensten auch liturgische Dienste verrich-
ten, sind insoweit wie Mitarbeiterinnen/ 
Mitarbeiter im liturgischen Dienst zu be-
handeln mit der Maßgabe, dass die Ermitt-
lung des Beschäftigungsumfanges für die 
liturgischen Dienste nach diesen Richt-
linien erfolgt.

§ 2  
– Schaffung und Bestimmung  

von Stellenumfängen
	 Die liturgische Tätigkeit wird modularisiert. 

Den Modulen werden mit „D“ (Dienste) ge-
kennzeichnete Zeiteinheiten zugeordnet. 22 
Zeiteinheiten („D“, Dienste) entsprechen der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ei-
ner vollbeschäftigten Mitarbeiterin/eines voll-
beschäftigten Mitarbeiters ohne Pausen (§ 14 
KAVO).

§ 3  
– Arbeitszeit, Beschäftigungsumfang

	 Der regelmäßige wöchentliche Beschäftigungs-
umfang ergibt sich aus der Addition der Zeitein-
heiten („D“) für die von der Mitarbeiterin/dem 
Mitarbeiter arbeitsvertraglich zu erfüllenden 
Aufgaben geteilt durch 22 und multipliziert mit 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
einer vollbeschäftigten Mitarbeiterin/eines voll-
beschäftigten Mitarbeiters. Dabei werden un-
regelmäßig übertragene Dienste auf die Woche 
umgerechnet. Die Bestimmung des Beschäfti-
gungs- und Stellenumfangs erfolgt durch Set-
zung des Dienstgebers.

II.	 Modul-Modell für Küsterinnen/Küster

§ 4  
– Zeitansatz für Gottesdienste

	 Für jeden Gottesdienst gilt eine Zeiteinheit 
(„D“) von einem Dienst. Diese Zeiteinheit be-
inhaltet den pauschalierten Anteil für Dienstbe-
sprechungs-, Fahrt- sowie Vor- und Nachberei-
tungszeiten. Die pauschalierte Zeiteinheit („D“) 
gilt einheitlich für alle Gottesdienstformen je 
Woche oder auf die Woche umzurechnende zu 
erfassende Jahresgottesdienste.

Tätigkeit Zeitansatz
Gottesdienste je Woche
inkl. Vor-/Nachbereitung
inkl. Fahrtzeiten
inkl. Dienstbesprechungen in 
einem Umfang vom 1/4 „D“ je 
Monat

1 „D“

Gottesdienste im Jahr (Umrech-
nung auf die Woche)
inkl. Vor-/Nachbereitung
inkl. Fahrtzeiten
inkl. Dienstbesprechungen in 
einem Umfang vom 1/4 „D“ je 
Monat
auch Seelenämter (ggf. mit Fried-
hofsdienst); auch wenn Beerdi-
gungsliturgie ausschließlich auf 
dem Friedhof stattfindet

1 „D“

Zuschlag für Friedhofsdienst 
je Beerdigung bei großen 
Entfernungen zum Friedhof

1/2 „D“

Allgemeintypische Aufgaben 
(Staffelung in 1/2 „D“-Schritten)
gemäß § 5 dieser Richtlinie

max. 3 „D“
je Kirchen-

gebäude
Koordination (und Einsatzplanung 
der unterstellten Mitarbeiterinnen/ 
Mitarbeiter)

1 „D“
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§ 5  
– Zeitansatz für allgemeintypische Aufgaben
(1)	 Zu den allgemeintypischen Aufgaben der 

Küsterin/des Küsters (max. 3 „D“ je Wo-
che) gehören u.  a.: Wartung und Aufsicht 
des Kirchengebäudes, Dekoration und 
Schmuck, Pflege der Kirchengeräte/Para-
mente, Lagerbestandshaltung und Besor-
gungen. Orientierungspunkte für die Be-
rechnung können sein:

Tätigkeit Zeitansatz
Wartung und Aufsicht des 
Kirchengebäudes	
−	Kirche öffnen und schließen
−	Opferstöcke entleeren
−	Weihwasserbecken reinigen
−	Opferkerzen auffüllen
−	Opferkerzenständer reinigen
−	Wartung der Heizung, Feuer- 

löscher, Kirchenuhr, Glockenan-
lage, Blitzschutzanlege etc.

−	Kleinere Reparaturarbeiten

1 ½  „D“

Dekoration und Schmuck in und 
an der Kirche
(zu besonderen Anlässen)
−	Kirchenblumenschmuck
−	Weihnachtsbäume und Krippe 

auf- und abbauen
−	Fahnen am Kirchturm aufhängen
−	Osterfeuerholz besorgen

1/2 „D“

Lagerbestände organisieren/ 
Besorgungen
−	z. B. Kerzenbestellung und Be-

reitstellung

−	z. B. Putzmittelbereitstellung

−	Kollektenorganisation (z. B. 
Zählung, Fahrt zur Bank)

−	Pflege der Kirchenwäsche

1/2 „D“

Paramentenpflege/
Pflege liturgischer Geräte/ 
Kultgegenstände

1/2 „D“

(2)	 Zusätzliche Zeitansätze für ggf. die Kirch-
platzpflege und die Raumpflege in der Kir-
che sind außerhalb dieser Richtlinie nach zu 
pflegender Fläche und den Reinigungsinter-
vallen pauschaliert zu ermitteln und separat 
zu übertragen. Zum Beispiel nach der Putz-
flächenberechnung oder den Richtwerten 

zur gärtnerischen Pflege der Grün- und Au-
ßenanlagen.

(3)	 Der Zeitansatz für die allgemeintypischen 
Aufgaben ist nach den örtlichen Gegeben-
heiten im Einzelfall zu ermitteln und beträgt 
maximal 3 Zeiteinheiten („D“) je Woche.

(4)	 Bei der zeitlichen Bewertung der Gottes-
dienste ist für die Küsterin-Kirchenmusi-
kerin/den Küster-Kirchenmusiker von den 
entsprechenden Zeitansätzen der Kirchen-
musikerin  des Kirchenmusikers gem. § 6 
auszugehen.

III.	Modul-Modell für Kirchenmusikerinnen/Kir-
chenmusiker

§ 6  
– Zeitansatz für Gottesdienste

(1)	 Für jeden Gottesdienst gilt eine Zeiteinheit 
(„D“) von einem Dienst. Diese Zeiteinheit 
beinhaltet den pauschalierten Anteil für 
Dienstbesprechungs-, Fahrt- und Vorberei-
tungszeiten sowie Notenpflege. Die pau-
schalierte Zeiteinheit („D“) gilt einheitlich 
für alle Gottesdienstformen je Woche oder 
auf die Wochen umzurechnende zu erfas-
sende Jahresgottesdienste.

Tätigkeit Zeitansatz
a Gottesdienste je Woche

inkl. Vorbereitung
inkl. Fahrtzeiten
inkl. Notenpflege
inkl. Dienstbesprechung
ggf. inkl. Gestaltung mit 
Chören/Gruppen

1 „D“

b (zusätzliche) Gottesdienste 
im Jahr (Umrechnung auf 
Woche)
inkl. Vorbereitung
inkl. Dienstbesprechung
ggf. inkl. Gestaltung mit 
Chören/Gruppen (wenn keine 
zweite Kirchenmusikerin/ 
kein zweiter Kirchenmusiker 
im Einsatz)

1 „D“

c Proben mit Chören und 
Musikgruppen (je 45 - 60 
Minuten)
inkl. Vorbereitung
inkl. Fahrtzeiten
inkl. Notenpflege

1 „D“
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Tätigkeit Zeitansatz
d Gestaltung von Gottesdiens-

ten mit Chören/Gruppen
inkl. Vorbereitung
inkl. Fahrtzeiten
inkl. Notenpflege
Alternativ:  
im Gottesdienstansatz enthal-
ten, wenn keine 2. Kirchen-
musikerin / kein 2. Kirchen-
musiker im Einsatz

1 „D“

e Orgelpflege / Woche
je Instrument je Woche

1/4 „D“

f Koordination der 
kirchenmusikalischen Dienste 
und Kommunikation (z. B.)
−	nicht: Dienstbesprechungen 

(siehe oben)
−	kirchenmusikalische Pla-

nung mit den pastoralen 
Mitarbeiterinnen/Mitarbei-
tern und Kirchenmusike-
rinnen/Kirchenmusikern im 
Bereich

max. 3 „D“

g Ausbildung (z. B.)
−	Kantorenausbildung
−	Schulung von Erziehern/Er-

zieherinnen
−	Kontaktstunden in Schulen
−	Schulung und Betreuung 

ehren-/nebenamtlicher 
Kirchenmusikerinnen/ 
Kirchenmusiker (Orga-
nistinnen/Organisten, 
Chorleiterinnen/Chorleiter, 
Jugendbands, Instrumental-
gruppen)

max. 4 „D“

h Sonstiges (z. B. Konzert, 
Arrangement, Komposition)

max. 3 „D“

(2)	 Bei der zeitlichen Bewertung der Gottes-
dienste ist für die Küsterin-Kirchenmusi-
kerin/für den Küster-Kirchenmusiker von 
den entsprechenden Zeitansätzen der Kir-
chenmusikerin des Kirchenmusikers nach 
Absatz 1 auszugehen.

§ 7  
– Zeitansätze mit pauschalierter „Spreizung“
(1)	 Die Zeitansätze der Bereiche „Koordinati-

on und Kommunikation“ mit max. 3 „D“ je 
Woche unterliegen einer Staffelung. Orien-
tierungspunkte für die Berechnung können 
sein:

a.	 Koordinierung (Berechnung nach Ge-
meindegröße und Kirchräumen):

I.	 bis ca. 12.500 Gemeindemitglie-
dern und bis zu 3 Kirchräumen = 1 
„D“

II.	 ab ca. 12.500 Gemeindemitglieder 
und mehr als 3 Kirchräume = 2 „D“

b.	 Kommunikation (Addition der Dienste 
und Umrechnung auf die Woche):

I.	 Mitarbeit im Pastoralteam

II.	 Gremienarbeit = z. B. Mitarbeit Li-
turgieausschuss, Pfarreirat, Chor-
vorstand

III.	Öffentlichkeitsarbeit = z.  B. Kon-
takt zur Stadt, Publikationen, Inter-
net, Pfarrbrief

IV.	Bei Kinderchören = z. B. Elternar-
beit, Chorfahrten

	 Pro Termin kann jeweils 1 „D“ in An-
satz gebracht werden. Nach Addition 
aller Jahresdienste erfolgt eine Umrech-
nung auf die Woche.

c.	 Bei Koordinierenden Kirchenmusi-
kerinnen/Kirchenmusikern des Tätig-
keitsmerkmals der Entgeltgruppe 11, 
Fallgruppe 3.2.1, Anlage 5b KAVO ist 
ein fester Sockelansatz für Koordinati-
on gem. Buchstaben a und b sowie Aus-
bildung gem. Absatz 2 von insgesamt 
mind. 2 „D“ je Woche vorzusehen.

(2)	 Die Zeitansätze des Bereichs „Ausbildung“ 
mit max. 4 „D“ je Woche unterliegt einer 
Staffelung. Orientierungspunkte für die Be-
rechnung können sein:
a.	 Kantorenausbildung

b.	 Schulung von Erzieherinnen/Erziehern

c.	 Kontaktstunde Schule = z. B. Klassen-
singen, Vorbereitung von Gottesdiens-
ten

d.	 Schulung, Betreuung ehrenamtlicher 
Kirchenmusikerinnen/Kirchenmusiker 
und Gruppen (Jugendbands, Flöten-
gruppen etc.)

	 Pro Termin kann jeweils 1 „D“ in Ansatz 
gebracht werden. Nach Addition aller Jah-
resdienste erfolgt eine Umrechnung auf die 
Woche.
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	 Bei Koordinierenden Kirchenmusikerinnen/ 
Kirchenmusikern des Tätigkeitsmerkmals 
der Entgeltgruppe 11, Fallgruppe 3.2.1, An-
lage 5b KAVO ist ein fester Sockelansatz 
für Koordination gem. Absatz 1, Buchsta-
ben a und b sowie Ausbildung gem. Absatz 
2 von insgesamt mind. 2 „D“ je Woche vor-
zusehen.

(3)	 Die Zeitansätze des Bereichs „Sonstige 
kirchenmusikalischen Dienste“ mit max. 3 
„D“ je Woche unterliegt einer Staffelung. 
Orientierungspunkte für die Berechnung 
können sein:
a.	 Eigenes Konzertieren

b.	 Konzertbetreuung von Künstlerinnen/ 
Künstlern und Gruppen, Organisation

c.	 Arrangement/Komposition insbesonde-
re bei der Kinderchorarbeit

	 Pro Termin kann jeweils 1 „D“ in Ansatz 
gebracht werden. Nach Addition aller Jah-
resdienste erfolgt eine Umrechnung auf die 
Woche.

§ 8  
– Zeitansatz für Leitung von  

kirchenmusikalischen Gruppen
	 Die Zeiteinheiten der Leitung von kirchenmu-

sikalischen Gruppen werden nach den übertra-
genen Tätigkeiten gem. § 6 Abs. 1 Buchstaben c 
bis h ermittelt und festgesetzt.

§ 9  
– Inkraftsetzung und Überleitungsbestimmungen

(1)	 Die vorstehenden Richtlinien treten am 
1. Januar 2017 in Kraft und ersetzten die 
Richtlinien vom 06.11.1989 (Kirchliches 
Amtsblatt Nr. 24 in 1989, Artikel 243).

(2)	 Bestehende Arbeitsverträge sind auf Verlan-
gen eines Vertragspartners auf der Grund-
lage der Richtlinien zu überprüfen und ggf. 
zu ändern.

	 Für diesen Fall hat der Kirchenvorstand 
über die Vertragsänderung innerhalb von 
drei Monaten nach Antragsstellung zu be-
schließen. Die Vertragsänderung wird, vor-
behaltlich einer ggf. erforderlichen kirchen-
aufsichtlichen Genehmigung, frühestens 
mit dem 1. des Monats wirksam, der auf 
den Kirchenvorstandsbeschluss folgt.

(3)	 Der nach diesen Richtlinien ermittelte Be-
schäftigungsumfang ist arbeitsvertraglich 
zu vereinbaren (§ 3 des Arbeitsvertragsmus-
ters). Der vertraglich vereinbarte Beschäfti-

gungsumfang bestimmt die von der Mitar-
beiterin/vom Mitarbeiter durchschnittlich 
regelmäßig zu leistende wöchentliche Ar-
beitszeit.

Münster, den 23. Dezember 2016

	 Dr. Norbert Köster
	 Generalvikar

Art. 19	 Zeitplan für die Wahl  
	 der Mitarbeitervertretung der  
	 Pastoralassistentinnen, Pastoralassistenten,  
	 Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten  
	 im nordrhein-westfälischen Teil  
	 des Bistums Münster

Der Wahlausschuss für die Wahl der Mitarbeiter-
vertretung der Pastoralassistentinnen/Pastoralas-
sistenten und Pastoralreferentinnen/Pastoralreferen-
ten im nordrheinwestfälischen Teil des Bistums hat 
sich am 02.12.2016 gemäß der Wahlordnung konsti-
tuiert und gibt folgenden Zeitplan für die Briefwahl 
bekannt.

-	 Auslegung des Wählerverzeichnisses durch den 
Wahlausschuss mit Möglichkeit des Einspruchs 
24.01. bis 01.02.2017 (§ 9 Abs. 4) im Institut für 
Diakonat und pastorale Dienste, Überwasser-
kirchplatz, 48 143 Münster zu den Öffnungszeiten 
des IDPs

-	 Prüfung der Wählbarkeit der vorgeschlagenen 
Kandidaten (§ 9 Abs. 7) am 10.02.2017

-	 Bekanntmachung der eingereichten gültigen 
Wahlvorschläge Spätestens am 10.02.2017 (§ 9 
Abs. 8)

-	 Versenden der Briefwahlunterlagen ab 21.02.2017

-	 Wahltag: 05.04.2017 (Auszählen der Briefwahl-
stimmen)

-	 Öffentliche Feststellung des Wahlergebnisses 
durch den Wahlausschuss unmittelbar nach der 
Wahl (§ 11 Abs. 5) am 05.04.2017, im bischöf-
lichen Generalvikariat, Münster, Rosenstr. 16, 
48143

-	 Feststellung der Annahme der Wahl durch die 
gewählten Kandidaten und Kandidatinnen (§ 11 
Abs. 7)

-	 Bekanntmachung der gewählten MAV Mitglieder 
und Ersatzmitglieder( § 11 Abs. 7) per Post an alle 
Wahlberechtigen und per Amtsblatt

-	 Anfechtung der Wahl innerhalb einer Woche nach 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses (§ 12)
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-	 Einberufung der neuen MAV zur konstituierenden 
Sitzung durch den Wahlausschussvorsitzenden in-
nerhalb einer Woche nach der Wahl (§ 14 Abs. 1) 
also bis 13. April 2017 (geplante erste Sitzung: 
12.04.2017)

-	 Bekanntgabe der Zusammensetzung der MAV an 
den Dienstgeber und die DiAG, Veröffentlichung 
im Amtsblatt nach der konstituierenden MAV-Sit-
zung durch den neuen MAV-Vorsitz.

Die erste Zusendung von Wahlinformationen ist 
Anfang Januar 2017 per Mail an die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter per Mail erfolgt. Wer diese 
Informationen noch nicht erhalten hat, möge sich 
bitte beim Wahlvorstand melden. 

Zum Wahlvorstand gehören: 

-	 Johannes Heimbach, Referat Liturgie, Bischöfli-
ches Generalvikariat, Rosenstr. 16, 48 143 Müns-
ter, Tel.: 0251/495-571, E-Mail: heimbach@bis-
tum-muenster.de

-	 Birgit Hollenhorst, St. Laurentius Warendorf und 
EFL Kirchstr. 11, 48231 Warendorf, Tel.: 02581/ 
97917, E-Mail: hollenhorst-b@bistum-muenster.de

-	 Bernd Kersken, Referat Notfallseelsorge, Bi-
schöfliches Generalvikariat, Rosenstr. 16, 48143 
Münster, Tel.: 0251/495-6301; E-Mail: kersken@
bistum-muenster.de

-	 Brigitte Peerenboom, Heiliger Johannes der Täu-
fer, Bedburg-Hau; Klosterplatz 28, 47551 Bed-
burg-Hau, Tel.: 02821/977872, E-Mail: peeren-
boom@bistum-muenster.de

-	 Ursel Schwanekamp, Referat Pastoralberatung 
und Supervision, Bischöfliches Generalvikariat, 
Rosenstr. 16, 48145 Münster, E-Mail: schwa-
nekamp-u@bistum-muenster.de, Tel.: 0251/495- 
6100

Art. 20	Vorbereitung Erwachsener auf die Taufe  
	 – Die Feier der Zulassung 2017

In vielen Pfarreien des Bistums werden in der Os-
ternacht Erwachsene getauft. Die Aufnahme in den 
Katechumenat (in der Pfarrei) und die Feier der Zu-
lassung (durch den Bischof im Dom) bilden wich-
tige Stationen auf dem Vorbereitungsweg.

Die Zulassungsfeier 2017 für erwachsene Taufbe-
werber mit Bischof Felix findet am 1. Fastensonn-
tag, 5. März 2017, ab 14.45 Uhr im St.-Paulus-Dom 
statt.

Im Anschluss daran besteht beim Empfang im 
Priesterseminar Borromaeum, Domplatz 8, die Ge-
legenheit zur Begegnung der zugelassenen Taufbe-
werber, ihrer Paten, Seelsorger und den Vertretern 
der Heimatgemeinden.

Das Informations- und Vorbereitungstreffen fin-
det am Montag, 6. Februar 2017 um 15.00 Uhr in 
der Domverwaltung, Domplatz 28, 48143 Münster, 
statt. Zu dieser Veranstaltung sind die verantwort-
lichen Seelsorger (Priester, Diakone, Pastoralrefe-
renten) und die Katecheten eingeladen.

Anmeldungen zur Zulassungsfeier und zum Vor-
bereitungstreffen richten Sie bitte an die Abteilung 
130 – Kirchenrecht, Frau Martina Westerkamp. Tel.: 
0251/495-254, E-Mail: westerkamp@bistum-mu-
enster.de.

AZ: 130	 22.12.16

Art. 21	 Veröffentlichung freier Stellen  
	 für Priester und Pastoralreferentinnen/ 
	 Pastoralreferenten

Detailinformationen zu den einzelnen Stellen sind 
in der Hauptabteilung 500, Seelsorge-Personal zu 
erhalten. Die Veröffentlichungen erscheinen eben-
falls im Internet unter „www.bistum-muenster.de/
Stellenbekanntgabe“. Hier finden Sie auch einen 
Rückmeldebogen, über den Sie Ihr Interesse bekun-
den können.  

Weitere Auskünfte erteilen je nach Angabe: 

- 	Domkapitular Hans-Bernd Köppen, Tel.: 0251/ 
495-1300, E-Mail: koeppen@bistum-muenster.de

- 	Offizialatsrat Msgr. Bernd Winter, Tel.: 04441/ 
872-281, E-Mail: bernd.winter@bmo-vechta.de

- 	Karl Render, Tel.: 0251/495-1302 , E-Mail: 
render@bistum-muenster.de

Folgende Stellen sind zu besetzen:

Stellen für Pastöre
Kreisdekanat Borken Auskunft
Dekanat Ahaus Ahaus

St. Mariä Himmelfahrt
Leitender Pfarrer: Heinrich Plaßmann

Domkapitular 
Köppen/Karl 
Render
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Stellen für Pastoralreferenten/Pastoralreferentinnen

Stadtdekanat Münster Auskunft
Münster
Kath. Studierende- und Hochschulgemeinde 
Münster

Domkapitular 
Köppen/Karl 
Render

AZ: HA 500	 2.1.17

Art. 22	 Personalveränderungen

D r ü i n g, gt. Möllmann,   Hendrik, Diözesanpräses 
BDKJ, Leider der Jugendkirche „effata“ in Münster, 
zum 1. Januar 2017 zusätzlich zum Verwalter der 
8. Vikarie an der Domkirche in Münster ernannt.

R u n d e,   Reinhild, Pastoralreferentin in der Schul-
seelsorge im Dekanat Rheine sowie Supervisorin im 
Bistum Münster, zum 1. Januar 2017 in Gruppe 533 
– Pastoralpsychologische Ausbildung im Bischöf-
lichen Generalvikariat (80 %) und weiterhin Super-
visorin (20 %). 

S c h n e e r m a n n,   Bruder Konrad, als Subsidiar 
in Münster St. Clemens mit Ablauf des 31. Januar 
2017 entpflichtet und zusätzlich zu seinen bisherigen 
Aufgaben als Schulseelsorger am Kardinal-von-Ga-
len-Gymnasium in Münster zum 1. Februar 2017 
zum Mitarbeiter in der Diözesanstelle Berufe der 
Kirche ernannt.

AZ: HA 500		  2.1.17
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